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EDITORIAL
In dieser Treffpunkt-Ausgabe und zukünf-
tig finden Sie QR-Codes (englisch Quick
Response, „schnelle Antwort“, als Marken-
begriff „QR Code“) ist ein zweidimensiona-
ler Code, der von der japanischen Firma
Denso Wave im Jahr 1994 entwickelt wur-
de. Viele Mobiltelefone und PDAs verfü-
gen über eine eingebaute Kamera und eine
Software, die das Interpretieren von QR-
Codes ermöglicht.

Bitte versuchen Sie es mal!

BITTE BEACHTEN
SIE DIE ANZEIGEN
UNSERER 
WERBEKUNDEN. 
Adecco Personaldienst-
leistungen GmbH

Betten-Goller

Steffen Bilger MdB

Concordia Bestattungen

Elektro Noz

Goldener Pflug

Hilmar K. Klages

Mylius Apotheke

scherbaum das 
redaktionsbüro

Seybold’s Fischhalle

Die CDU Ludwigsburg bedankt
sich für die Unterstützung.
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Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Parteifreunde,

der Austausch zwischen Jung und Alt ist
von besonderer Bedeutung. In der CDU
pflegen wir diesen Austausch immer wie-
der: bei gemeinsamen Veranstaltungen,
aber auch bei unseren Parteitagen kommen
Jung und Alt zu Wort. Denn als Parteimit-
glieder sollten wir wissen, wie die Stim-
mungslage derzeit in der Union aussieht.
Als Partei müssen wir aber auch wissen,
welche die Stimmung in der Bevölkerung
herrscht. Welche Themen beschäftigen die
Menschen und – ganz entscheidend – fin-
den sie bei der CDU eine Antwort? Der Er-
folg hat der CDU in Baden–Württemberg
jahrzehntelang Recht gegeben. Das reicht
zwischenzeitlich nicht mehr. Es reicht rech-
nerisch nicht mehr – denkt man an die
Landtagswahl 2011 – und es reicht thema-

tisch nicht mehr. Das zeigt auch die jüngst
veröffentlichte Umfrage „Frauen im Fokus“. 
Diese Umfrage fand ein großes Medien-
echo, was mich gefreut hat, denn auch in
Ludwigsburg standen wir mit Fragebögen
in der Fußgängerzone. Das Ergebnis ist al-
lerdings etwas ernüchternd: 
Die Frauen im Land trauen der CDU weni-
ger Kompetenzen zu als den Grünen, auch
und gerade beim Thema Wirtschaft und
Wohlstand. Die CDU kommt auf 25 Pro-
zent, die Grünen auf 51 Prozent. Ein Grund
ist anscheinend, dass die Frauen in Baden-
Württemberg sich bei energiepolitischen
Fragen bei den Grünen besser aufgehoben
fühlen. Dies gilt noch stärker für umwelt-
politische Themen. Die SPD liegt bei den
Themen Kinder, Jugend und Soziales sowie
bei der Alterspolitik vorne. Das ist aber
kein Trost! Ganz im Gegenteil!
Unser Landesvorsitzender Thomas Strobel
sagt: „Die Grünen verkörpern ein Lebens-
gefühl bei der Kultur, bei der Umwelt, bei
der Bildung.“ 
„Vielfältig, bodenständig, bürgernah. Mo-
derne Bürgerpartei auf sicherem Funda-
ment.“ So lautet der Leitantrag, der aus
der CDU-Zukunftswerkstatt entstanden
ist. Es ist meines Erachtens eine gute Erklä-
rung von wichtigen Zielen und Absichten.
Gut allein reicht aber bekanntlich nicht. Es

müssen auch Taten folgen. Die CDU-Ver-
bände vor Ort machen ihre Aufgabe gut,
sehr transparent, aber ich spüre: wir müs-
sen wieder näher an die Bürgerinnen und
Bürger heran und wir müssen uns überle-
gen, wie wir unsere Themen zu den Men-
schen transportieren. Wir müssen unserer
Partei jeden Tag erneut ein Gesicht geben
– unser Gesicht. Das ist sehr wichtig und
ganz entscheidend. Unsere Vision ist klar:
„Vielfältig, bodenständig, bürgernah. Eine
moderne Bürgerpartei wollen wir sein, auf
sicherem Fundament.“ Es ist eine strahlen-
de Vision, die jetzt mit Leben gefüllt wer-
den muss.
Gemeinsam bilden wir ein solides Funda-
ment, das trägt und können so die Aufga-
ben der Zukunft bewältigen! Davon bin ich
überzeugt!
Mit dieser Gewissheit und einem zuver-
sichtlichen Ausblick für 2013, wünsche ich
Ihnen und Ihrer Familie ein frohes und ge-
segnetes Weihnachtsfest. Starten Sie gut
ins Neue Jahr und unterstützen Sie Ihre
CDU. Herzlichen Dank!

Ihr 

Maik Stefan Braumann                                <<<

Maik Stefan Braumann, CDU-Stadtverbandsvorsitzender 

SPENDEN 
AN DEN CDU STADTVER-
BAND LUDWIGSBURG

Wir würden uns freuen, wenn Sie mit ei-
ner Spende die Tätigkeit der CDU Lud-
wigsburg fördern. Mit dieser Spende hel-
fen Sie uns, auch in Zukunft eine moderne
und attraktive Politik für Ludwigsburg zu
gestalten.
Eine steuerlich anrechenbare Spendenquit-
tung wird Ihnen automatisch zugesandt. 
Herzlichen Dank!
Unsere Bankverbindung:
CDU Stadtverband Ludwigsburg
Kreissparkasse Ludwigsburg
BLZ 604 500 50, Konto-Nr. 95503 

http://www.noz-elektro.de/home/
http://www.noz-elektro.de/home/
http://www.noz-elektro.de/home/


STADTVERBAND AKTUELL

4 Treffpunkt Dezember 2012 www.cdu-ludwigsburg.de

Traditionelles Bürgerfest 
Bei strahlendem Sonnenschein feierte der
Stadtverband sein traditionelles Bürger-
fest für Jung und Alt in der Fußgängerzone
der Ludwigsburger Innenstadt. Zahlreiche
Bürger nutzten die Gelegenheit, mit unse-
rem Bundestagsabgeordneten Steffen Bil-
ger und mit den CDU-Stadträten ins Ge-
spräch zu kommen. Kühle Getränke und
frische Äpfel standen für die Besucher be-
reit, für die Kleinen gab es Luftballons. 

Fest im Ordenssaal

Der CDU-Samstag fand seinen Höhepunkt
am Abend im Ordenssaal des Residenz-
schlosses, wo der Stadtverband zusammen
mit dem Kreisverband zur Festveranstal-
tung geladen hatten, um das 50-jährige Ju-
biläum der „Rede an die deutsche Jugend“
des damaligen französischen Staatspräsi-
denten Charles de Gaulle zu feiern. 

Vom CDU-Stadtver-
bandsvorsitzenden,
Maik Stefan Brau-
mann, eingestimmt,
ließen sich annä-
hernd 600 Gäste
von den prominen-
ten Rednern des
Abends, Minister-
präsident a.D. Erwin
Teufel, und Rainer
Wieland MdEP, Vize-
präsident des Euro-
päischen Parla-
ments und CDU-
Kreisvorsitzender,

auf eine Reise mitnehmen, die den Bogen
von der Historie bis in die heutige europäi-
sche Wirklichkeit spannten. 
Die damalige Stimmung wurde noch ein-
mal deutlich durch die Video-Einspielung

der in die Geschichte eingegangenen Rede
de Gaulles vom 9. September 1962, das Sa-
xophonensemble des Musikvereins Pop-
perweiler umrahmte mit zeitgenössischen
Melodien und der Europa-Hymne zum Ab-
schluss diesen Teil des Festes. 
Stadt- und Regionalrätin, Elke Kreiser, stv.
CDU-Kreisvorsitzende, lud nach der stim-
mungsvollen Veranstaltung im Ordenssaal
zu weiteren Gesprächen und Begegnun-
gen auf die Terrasse im Alten Hauptbau.
Bei einem Umtrunk in der lauen Sommer-
nacht konnten die Gäste diese denkwürdi-
ge Veranstaltung der CDU Ludwigsburg
bis weit in den späten Abend hinein aus-
klingen lassen.
Der CDU Stadtverband dankte sehr herz-
lich den vielen ehrenamtlichen Helferin-
nen und Helfern der Senioren Union, der
Jungen Union, der MIT, der CDU-Kreisge-
schäftsstelle, den Mitgliedern des Stadt-
verbandes und natürlich den Sponsoren,
Firma Backhaus, Weinhandlung Bronner
und LKZ.                                   Ingeborg Choeb

Elke Kreiser im Gespräch mit Steffen Bilger MdB.

Beim Festakt im Ordenssaal (v.l.): 

Michael Schreiber, Manfred Hollenbach MdL, Eberhard

Gienger MdB, Steffen Bilger MdB, Erwin Teufel, Rainer

Wieland MdEP, Klaus Herrmann MdL, Elke Kreiser, 

Konrad Epple MdL und Maik Stefan Braumann.

EIN SAMSTAG IM SEPTEMBER

Am Infostand (v.l.): 
Tasso Vassiliadis, Reinhold Noz, Heiderose Henssler-Wolf und Elke Kreiser.
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Dr. Ingo Schwytz, Stadt- und Kreisrat.

Dr. Ingo Schwytz, CDU-Stadt- und Kreisrat,
referierte beim CDU-Montags-Treff über
die Situation der Krankenhäuser im Land-
kreis. Sein Vortrag löste eine lebhafte Dis-
kussion bei den Teilnehmern aus. 
„Die vier Krankenhäuser in der Träger-
schaft des Landkreises stehen in einem en-
gen Verbund miteinander, dadurch können
Betriebsabläufe optimiert, Synergieeffek-
te erzielt und ein flächendeckendes Ange-
bot bis jetzt noch gewährleistet werden.“
Dies stellte Dr. Schwytz zunächst anerken-
nend fest. „Während die beiden sogenann-
ten ‚Portal’-Krankenhäuser Marbach/N.
und Vaihingen/Enz die Erstversorgung –
nahe am Patienten – gewährleisten kön-
nen, nehmen die „Allrounder“-Kranken-
häuser Ludwigsburg und Bietigheim, die
eine Vollversorgung garantieren können,
deren schwierige Fälle – oft mit dem Flie-
ger – bei sich auf“, erläuterte er weiter die
derzeitige Situation. 

Investitionsdruck 
wächst ständig

Ein hoher Investitionsdruck entstehe für
den Kreis bei den Krankenhäusern durch
ständige kostenintensive Anschaffung der
neuesten medizinischen Ausstattung, al-
lerdings zum Wohle der Patienten, so der
Kreispolitiker weiter. Da die Ausgleichs-
zahlungen des Landes seit 1994 konstant
geblieben seien, müsse der Landkreis im-
mer mehr drauflegen. Die finanzielle
Schmerzgrenze sei leider bald erreicht, be-

dauerte der Kreisrat diese Entwicklung. Es
sei weiterhin erklärter Wille der CDU-
Kreistagsfraktion, dass dieser Verbund
fortbestehe, betonte er auch für seine
Kreistagskollegen in der CDU-Fraktion.
„Die Situation der kleineren Krankenhäu-
ser wird aber immer schwieriger. Der An-

spruch – näher am Ort, näher am Patien-
ten – gilt für die CDU weiterhin, wir wollen
der Tendenz des Landes, die kleineren
Krankenhäuser langsam ausbluten zu las-
sen, entgegenwirken. Dazu brauchen wir
aber eine noch bessere Erstversorgung in
den ‚Portal’-Krankenhäusern und neue
Schwerpunkte wie Geriatrie und Palliativ-
medizin. Nur so verhindern wir, dass unse-
re Kliniken zu ‚Portal’- Krankenhäuser der
Metropole Stuttgart werden“, so sein ab-
schließender Appell an den Kreis.

Roland Schmierer

DIE KRANKENHÄUSER IM LANDKREIS
Zwischen Investitionsdruck und Anspruch auf flächendeckende 
Versorgung stoßen sie an ihre finanziellen Grenzen

QR-Code Festakt Charles de Gaulle

QR-Code Montagstreff Dr. Schwytz

http://www.seybolds-fischhalle.de/
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Unterwegs am Neckar mit Steffen Bilger MdB und

Claus-Peter Hutter (Bildmitte)

„Wilder Mann“ nannten die Kelten einst
den Neckar. Durch Schleusen und Kanali-
sierungen ist davon nicht viel geblieben.
Begleitet von Steffen Bilger MdB und fach-
kundig geführt von Claus-Peter Hutter,
Präsident der Stiftung NatureLife Interna-
tional, erkundete die CDU die Biotope ent-
lang des Neckars. 
Der Weg von Freiberg nach Remseck war
gleichzeitig eine Reise in die Geschichte
des Naturschutzes am Neckar. So verhin-
derte eine gemeinsame Anstrengung en-
gagierter Bürger und Kommunen Anfang
der 1970-er Jahre die Aufschüttung des
Neckar-Altarms, vorne mit dabei der da-
malige CDU-Bundestagskandidat Matthi-
as Wissmann und Claus-Peter Hutter. Heu-
te ist das Naturschutzgebiet Altneckar mit
dem Auwald und dem Pleidelsheimer Wie-
sental ein ökologisches Kleinod und be-
liebtes Ausflugsziel.
In Benningen wurde das Neckarparadies
besucht: Der 1997 angelegte Neckar-Sei-
tenarm gegenüber dem Schiller-National-

museum hat sich schon nach kurzer Zeit zu
einem reichhaltigen Lebensraum entwik-
kelt und beherbergt heute neben bedroh-
ten Arten wie Eisvogel, Nachtigall, Dorn-
grasmücke und Teichhuhn rund 25 Fischar-
ten, verschiedene Amphibien- und Repti-
lienarten sowie zahlreiche Insekten. 
Gleichzeitig ist der Neckar eine
wichtige Güterverkehrsachse. Für
das Mitglied im Verkehrsausschuss
des Deutschen Bundestages, Stef-
fen Bilger, eine der wichtigsten In-
vestitionen überhaupt: „Durch den
Ausbau und die Ertüchtigung der
Schleusen könnte gerade das indu-
strielle Herz Baden-Württembergs
vom Verkehrsinfarkt befreit wer-
den: Von Plochingen über Stutt-
gart, Heilbronn bis Mannheim ist
der Neckar die einzige nicht stau-
geplagte Verkehrsverbindung im
Land“, so Steffen Bilger. 
Die Projekte vor Ort sollen sich am
Ende wie Perlen auf einer Kette zum Land-

schaftspark Region Stutt-
gart zusammenfügen. Die
jüngste Perle konnte in
Oßweil besichtigt wer-
den. Mit dem Projekt
Zugwiesen wurde eine
besonders ehrgeizige Re-
naturierung realisiert.
Auf einer Fläche von rund
17 Hektar wurde ein Le-
bens- und Fortpflan-
zungsraum für Fließge-
wässerfische geschaffen.
Barbe, Nase und Schnei-
der finden hier alle not-

wendigen Gegebenheiten, vom rasch flie-
ßenden Wasser bis zum Stillgewässer. Ziel
ist, für die Tiere und Pflanzen einen ur-
sprünglichen Lebensraum zu bieten, wie er
in den durch die Kanalisierung des Neckars
eliminierten Neckarauen anzutreffen war.
Zu den Besonderheiten des Projekts ge-
hört, dass auch die Erlebbarkeit der Land-
schaft durch den Menschen gefördert wer-
den soll. „Dazu muss die Landschaft auch

erlebbar sein“, fordert der Umweltexperte
Claus-Peter Hutter. Durch die definierten
Aussichtspunkte werden die Interessen
von Besuchern und der Tierwelt in Ein-
klang gebracht.
Den Abschluss fand die Neckartour in
Remseck. Hier wird der Zusammenfluss
von Rems und Neckar aufgewertet, mit
dem Projekt Life+ wird die Rems an ihrem
Lauf ökologisch aufgewertet und touri-
stisch erschlossen. „Was passt besser zum
Landesjubiläum, als unseren Landesfluss
Neckar aufzuwerten und für die Menschen
sichtbar hinter den Spundwänden und Be-
tondämmen hervorzuholen“, so Steffen
Bilger abschließend.                                     <<<

NECKARTOUR MIT STEFFEN BILGER MDB

Das Storchennest auf der Aussichtsplatform Zugwiesen

Maik Stefan Braumann (Bildmitte) begrüßt die Teilnehmer.
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Die Bürgerinnen und Bürger Neckarweihin-
gens haben über den Standort eines Super-
marktes abgestimmt, erstmals in der Ge-
schichte des Stadtteils und als erste im
Stadtgebiet, und sie haben sich sehr ein-
deutig entschieden, und zwar für den sepa-
raten, von der Schule getrennten Super-
markt im Neubaugebiet „Neckarterrassen“.
Bemerkenswert ist das Ergebnis für den
CDU-Stadtverband in mehrfacher Weise:
Dass der Vorschlag nach einem Stimmungs-
bild von Oberbürgermeister Werner Spec,
also von der Verwaltungsspitze selbst, kam
und nicht etwa vom gewählten Gremium
der Stadt, zeigt, wie Demokratie funktionie-
ren kann, ja sollte. Die Gemeinderatsmit-
glieder, allen voran die CDU-Fraktion mit
ihrem Fraktionsvorsitzenden Klaus Herr-
mann und seiner Stellvertreterin Rosina
Kopf, sprachen sich deshalb ebenfalls für
diese Bürgerbefragung aus. Neue Wege der
Bürgerbeteiligung zu gehen ist jedenfalls
für die CDU eine unumstritten gute Sache
und steht ihr auch gut an, wie zu sehen war.
Im Vorfeld kam es dabei zu Irritationen über
die richtige Vorgehensweise in den ent-
sprechenden Ausschüssen, zum Beispiel
über die Abfassung der Info-Broschüre oder
die Vorgehensweise bei der Erhebung des
Stimmungsbildes, das muss nicht weiter
verwundern, sondern liegt in der Natur der
Sache, sie dienten der Erfahrungssammlung
und Klärung, also der demokratischen Wei-
terentwicklung unseres städtischen Ge-
meinwesens.
Die Bürgerinnen und Bürger des Stadtteils
haben sich mit über 34 Prozent Wahlbeteili-

gung an dem „Stimmungsbild“ beteiligt,
dies ist ein sehr positives Zeichen. Wem die
Beteiligung trotzdem zu niedrig erscheinen
mag, sei auf die Beteiligungszahlen ver-
gleichbarer „richtiger“ Wahlen in Stadt und
Stadtteil verwiesen, die teilweise noch
niedriger sind. Beteiligungsprozesse wer-
den also von den Bürgern angenommen
und auch ernst genommen! Bitter stieß des-
halb im Gemeinderat bei der Abstimmung
über das Ergebnis des Stimmungsbildes die
Enthaltung allein der Grünen-Fraktion auf –
ihr Neckarweihinger Vertreter Christian
Kopp blieb sogar dieser Abstimmung ganz
fern – was von CDU-Stadtrat Roland Kro-
mer, bekanntlich Dienstältester im Gremi-
um, zu Recht vehement kritisiert wurde:
„Ausgerechnet die Partei, die Bürgerbeteili-
gung immer auf ihre Fahnen geschrieben
hat, respektiert jetzt nicht dieses Ergebnis
der Bürger.“
Dass aber das Ergebnis so eindeutig ausge-
fallen ist, hat zuerst noch manche verwun-
dert. Fast 75 Prozent der Befragungswilli-
gen sprachen sich nämlich für die getrennte

Lösung aus, der Supermarkt also kommt
endgültig auf die zunächst vorgesehene
Fläche ins Neubaugebiet „Neckarterrasse“
und wird nicht ein Kombinationsbau zwi-
schen Supermarkt und Schule an der
Schwarzwaldstraße, dem späteren Vor-
schlag der Stadtverwaltung, und damit
auch Auslöser der jetzt erfolgten Bürgerbe-
fragung. 
Die Vorstandsmitglieder im CDU-Stadtver-
band sind deshalb froh über die Eindeutig-
keit, sie hatten in ihrer Entschließung vor
der Abstimmung die strikte Orientierung
am dann erfolgten Bürgervotum gefordert,
Stadtverbandsvorsitzender Maik Stefan
Braumann hat deshalb Grund zur Freude:
der Neckarweihinger, selbst auch Mitglied
im Stadtteilausschuss, Roland Schmierer
und Volker Mayer, die weiteren CDU-Ver-
treter in dem Gremium, stellen fest: „Die
Bürgerinnen und Bürger haben für klare Er-
gebnisse gesorgt. Dadurch kann die Ent-
wicklung des Stadtteils jetzt endlich noch
weiter vorankommen,“ so ihre einhellige
Einschätzung nach der Bekanntgabe des
Stimmergebnisses nach der Auszählung.
Die CDU-Stadtteilräte erwarten jetzt die
baldige Realisierung des Vollsortimenters
und die bestmögliche Lösung für die Fried-
rich-von-Keller-Schule.       Roland Schmierer

Friedrich-von-Keller-Schule: Bürger wollen keine Kombi-

nation mit einem Lebensmittelmarkt.

Der Stadtverbandsvorstand informierte sich über die ver-

schiedenen Lösungsmöglichkeiten.

NECKARWEIHINGEN HAT GEWÄHLT!
Eine Nachbetrachtung 

Vorstandssitzung vor Ort im Neckarweihinger Rathaus.Vorstandssitzung vor Ort im Neckarweihinger Rathaus.
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Liebe Leserinnen und Leser,
Fragen von Sicherheit und Unsicherheit
spielen heute nicht nur eine wichtige Rolle
bei der Beschreibung und Entwicklung
städtischer Räume. Vielen Umfragen zufol-
ge sind Sicherheitsaspekte für die Bürge-
rinnen und Bürger auch ein wesentlicher
Teil von Lebensqualität. Die Ursachen für
diese Wahrnehmung sind vielfältig und ein
kausaler Zusammenhang zu einer steigen-
den oder auch sinkenden Kriminalitätsbela-
stung wird kontrovers diskutiert. Viele Be-
obachter sprechen in diesem Zusammen-
hang von einem diskursiven Phänomen,
das sich unter dem Einfluss weiterer Fakto-
ren, etwa einer veränderten bzw. fokussier-
ten Medienberichterstattung, entwickelt.
Leben in der Stadt ist für viele Menschen
nicht zuletzt aus wirtschaftlichen Gründen
wieder attraktiv geworden. Begünstigt
durch die demografische Entwicklung tref-
fen wir heute eine älter werdende, aber
auch ethnisch bunte Stadtgesellschaft an.
War es bis vor wenigen Jahren noch die al-
leinige Aufgabe der staatlichen, polizeili-
chen und juristischen Gewalt, ein sicheres
Zusammenleben der Bürgerinnen und Bür-
ger zu gewährleisten, so haben sich die
Aufgaben der Kriminalitätsbekämpfung
und der Kriminalprävention heute mehr
und mehr auf die kommunale Ebene verla-
gert. 
In den Städten und Gemeinden hat sich die
Erkenntnis durchgesetzt, dass sowohl das
subjektive Unsicherheitsgefühl in der Be-
völkerung als auch die objektive Kriminali-
tätslage einen lokalen Bezug aufweisen
und wirkungsvoll vor Ort bekämpft werden
müssen. Vor diesem Hintergrund haben

sich auf Kommunal- und Stadtteilebene Ak-
teure aus Verwaltung, Polizei, Wirtschaft,
sozialen Einrichtungen und anderen Insti-
tutionen zusammengeschlossen, um ge-
meinsam kriminalpräventive Konzepte zu
entwickeln und mit Leben zu erfüllen.  

Verschiedene 
Präventionsprojekte

Wir in Ludwigsburg verfügen über ein gut
eingespieltes und funktionierendes Netz-
werk, das sich mit Fragen der Prävention
von A bis Z, von Alkoholkonsum bis Zivil-
courage, auseinandersetzt, zeitnah auf ak-
tuelle Entwicklungen reagieren sowie grup-
pen- und altersspezifische Beratungs- und
Unterstützungsangebote machen kann.
Lassen Sie mich exemplarisch einige Bei-
spiele anführen:
Seit November 2009 bieten die Stadtver-
waltung und die Basketballvereine EnBW
und BSG Ludwigsburg zusammen mit der
Polizeidirektion in regelmäßigen Abstän-
den die Aktion „Basketball um Mitter-
nacht“ an. Verbunden mit einem sportli-
chen Rahmenprogramm und Informations-
angeboten aus der Kriminal- und Verkehr-
prävention wollen die Initiatoren Jugendli-
chen ab 14 Jahren unter dem Motto „Spaß
auch ohne Alkohol“ eine sinnvolle Freizeit-
gestaltung in den späteren Abendstunden
anbieten und diese Zielgruppe dabei au-
ßerhalb von Schul- und Vereinsstrukturen
ansprechen. Die Turniere, an denen nach
Möglichkeit auch eine Mannschaft der Po-
lizei teilnimmt, erfreuen sich seither großer
Beliebtheit. Am 7. Dezember 2012 beginnt
die nächste Spielzeit. Folgetermine für Fe-

bruar und April 2013 sind bereits vorge-
merkt. Diese Präventionsaktion wurde in
diesem Jahr mit „Fußball um Mitternacht“
auf ein weiteres sportliches Standbein ge-
stellt, um einen noch größeren Kreis von
Jugendlichen zu erreichen.
„deutschland.ru“ heißt das Schauspielpro-
jekt, das im vergangenen Jahr 2011 und
auch in diesem Jahr im Rahmen der Ge-
waltprävention bei jungen Menschen mit
Migrationshintergrund vor mehreren
Schulklassen in Ludwigsburg aufgeführt
wurde. Darsteller ist der aus Sankt Peters-
burg stammende Schauspieler Alexej Boris.
Er schrieb die Geschichte seines Cousins
Stas (der baden-württembergischer Junio-
ren-Boxmeister war), der unter dem Ein-
fluss falscher Freunde auf die schiefe Bahn
geraten war, im Gefängnis landete und
schließlich in seiner Bewährungszeit alles
daran setzte, in keine Prügelei mehr zu ge-
raten. 
Als er der Bitte vermeintlicher Freunde,
zwischen zwei rivalisierenden russischen
Gruppen zu vermitteln nachkommt, wird er
jedoch in einen Hinterhalt gelockt und dort
aus Rache für seine früheren Verquickun-
gen getötet. Das 50-minütige Sprechthea-
ter, das von erfahrenen Präventionsbeam-
ten und Jugendsachbearbeitern der Polizei
begleitet wird, will sowohl einen Beitrag
gegen Drogen im Straßenverkehr leisten
und darüber hinaus auch verdeutlichen,
dass gerade bei Jugendlichen der Weg von
Verkehrsdelikten zu krimineller Gewalt
nicht weit sein muss.
Präventionsprojekte gegen Gewalt im Le-
ben älterer Menschen entwickelt ein Netz-
werk, dem neben der Polizeidirektion Lud-

Basketball um Mitternacht „Spaß auch ohne Alkohol“

Foto: Stadtverband für Sport Ludwigsburg

Frank Rebholz, Leitender Polizeidirektor 

KRIMINALPRÄVENTION IN LUDWIGSBURG 
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wigsburg die Kommunale Kriminalpräven-
tion und das Seniorenbüro der Stadt, die
Altenhilfeplanung beim Landratsamt, der
Kreis- und der Stadtseniorenrat und der
Geriatrische Schwerpunkt des Klinikums
Ludwigsburg angehören. Ältere Menschen
werden nicht nur von der Wirtschaft ver-
mehrt als potenzielle Kunden angesehen,
sie geraten auch immer mehr ins Visier von
Kriminellen, die sie bei zweifelhaften Haus-
türgeschäften, Trickdiebstählen oder Be-
trügereien zu überrumpeln versuchen. Ver-
meintliche Gewinnversprechen am Tele-
fon, der sogenannte „Enkeltrick“, der „Lam-
penzählertrick“ oder auch dubiose Spen-
densammlungen sind dabei nur einige Va-
rianten. 

Senioren im Visier 
von Kriminellen

Die Präventionsbemühungen des Netz-
werks richten sich dabei sowohl an die Se-
niorinnen und Senioren als auch an deren
Angehörige, Pflegekräfte und Verantwort-
liche in Politik und Verwaltung. Erst am 18.
Oktober 2012 waren Interessierte zu einer
viel beachteten Veranstaltung in den Lud-
wigsburger Ratskeller eingeladen, um sich
über die Kriminalitätsformen, denen ältere
Menschen ausgesetzt sind, zu informieren
und sich hinsichtlich des richtigen Verhal-
tens beraten zu lassen.
Dies sollen natürlich nur einige wenige Bei-
spiele präventiver Aktionen sein, die die
Polizeidirektion mit ihren Partnern in Lud-
wigsburg verfolgt. Neben den regionalen
sind es aber auch die überregionalen Krimi-
nalitätsphänomene, von denen die Kom-
munen im Landkreis betroffen sind und die
sich gleichermaßen auf das subjektive Si-
cherheitsgefühl der Bevölkerung auswir-

ken können. Ein Beispiel dafür ist der Woh-
nungseinbruchsdiebstahl. Delikte also,
die die Betroffenen in besonderer Weise
berühren, da die Täter bei der Tatausfüh-
rung in den geschützten Lebensbereich
eindringen. 
Der Landkreis Ludwigsburg war in den ver-
gangenen Jahren von der negativen Ent-
wicklung beim Wohnungseinbruch nicht
ausgenommen. Von 256 Fällen im Jahr
2009 stieg die Anzahl der Delikte im ver-
gangenen Jahr auf 349 an und stagnierte im
ersten Halbjahr 2012 im Vergleich zum Vor-
jahreszeitraum auf nahezu unverändertem
Niveau. Neben wirksamen Einbruchs-
schutzmaßnahmen kann schon die Beach-
tung einiger wichtiger Verhaltensregeln
den Einbrechern das Leben schwer ma-
chen. Deren Vermittlung ist ein Schwer-
punkt der Kriminalprävention und der Kri-
minalpolizeilichen Beratungsstelle, deren
Mitarbeiter kostenlose sicherungstechni-
sche Beratungen an Wohn- und Gewerbe-
objekten durchführen.
Angesichts der seit 2009 steigenden Zahl
von Wohnungseinbrüchen haben Polizei
und Wirtschaft die bundesweite Aktion „K-

Einbruch“ ins Leben gerufen, die am 27.
Oktober 2012 mit dem Tag des Einbruchs-
schutzes gestartet wurde. Alle Informatio-
nen rund um das Thema Einbruchsschutz
finden Sie auf der eigens gestalteten Inter-
net-Seite www.k-einbruch.de .
Liebe Leserinnen und Leser, wir tun viel für
die Sicherheit unser Bürgerinnen und Bür-
ger in der Stadt Ludwigsburg und im Land-
kreis. Nicht umsonst hat die Polizei für ihre
Arbeit bei einer Bürgerbefragung, die wir
Ende 2011 durchgeführt haben, ein gutes
Zeugnis erhalten. Im Rahmen dieser Bür-
gerbefragung haben wir wichtige Erkennt-
nisse zum subjektiven Sicherheitsgefühl
der Bevölkerung und zu dessen beeinflus-
senden Faktoren gewinnen können, die wir
in der Zusammenarbeit mit den in der
Kommunalen Kriminalprävention engagier-
ten Behörden, Institutionen und Vereinen
berücksichtigen. Die polizeiliche Kriminal-
statistik zeigt uns aber auch, dass wir hier
nicht nachlassen dürfen und die bereits
breit angelegten Präventionsbemühungen
in Deliktsbereichen wie der Straßen- und
Gewaltkriminalität weiter intensivieren
müssen.                                                              <<<

Foto: Programm Polizeiliche Kriminalprävention der

Länder und des Bundes - www.polizei-beratung.de

Steffen Bilger MdB lädt herzlich ein! 

Bei einem Berlin-Besuch haben Bürger
aus dem Wahlkreis Ludwigsburg die
Möglichkeit eine Privatführung durch
den Reichstag zu erhalten. 

Kontaktieren Sie dazu bitte das Berliner Bundestags-
büro von Steffen Bilger (Tel.: 030-227.72390 oder 
E-Mail: steffen.bilger@bundestag.de).

http://www.steffen-bilger.de/
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Die Skandale in den Kliniken in Göttingen
und Regensburg haben viele Menschen
verunsichert, und die Zahl der Organspen-
der ist deutlich gesunken. Von Januar bis
September 2012 haben 829 Personen Or-
gane gespendet, das sind 71 (ca. 8 Prozent)
weniger als im Vorjahreszeitraum. Bei den
ernsten Vorwürfen geht es um vereinzelte
Vorfälle, die nicht dazu führen sollten, un-
ser Vertrauen in die Sache selbst zu zerstö-
ren. Bei 50.739 Transplantationen zwi-
schen 2000 und 2011 gab es bei 119 Fällen
Auffälligkeiten und nur 21 Fälle von Verstö-
ßen.
In jedem Bereich gibt es schwarze Schafe
– Postboten, die Briefe wegwerfen, Polizi-
sten, die Schmiergeld annehmen, Pfarrer,
die sich an Kindern vergehen, Kriminelle
im Internet – aber wir schreiben Weih-
nachtskarten, rufen die Polizei in Notsi-
tuationen, besuchen den Gottesdienst
oder sind bei sozialen Netzwerken ange-
meldet.
12.000 Menschen warten in Deutschland
auf ein Spenderorgan, davon sterben
täglich drei Menschen. Jedes Spenderor-
gan kann einen schwerkranken Men-
schen retten.
Bei Organspenden war Baden-Württem-
berg 2011 absolutes Schlusslicht in
Deutschland mit 10,7 Organspender pro
einer Million Einwohner. Dagegen liegt der
Bundesdurchschnitt bei 14,7 und in Bre-
men bei 31,8! Ab November sind laut geän-
dertem Transplantationsgesetz Kranken-
kassen verpflichtet, ihren Versicherten Or-
ganspendeausweise und Aufklärungsma-

terial zu Organ- und Gewebespende regel-
mäßig zu übersenden.
Wir haben in Deutschland die Entschei-
dungslösung, nach der sich jeder Bürger
für oder gegen eine Organspende ent-
scheiden kann. Wenn die eigene Entschei-
dung den Angehörigen nicht bekannt ist,
müssen unsere Liebsten in einer sehr bela-
stenden Notsituation, wenn über den
Hirntod informiert wird, auch noch nach
dem mutmaßlichen Willen des Verstorbe-
nen sich für oder gegen Organspende ent-
scheiden. Nehmen Sie Ihren Angehörigen
diese schwere Last ab und sprechen Sie
miteinander über Ihre Einstellung zu die-
sem Thema.
Das Risiko, dass wir ein Organ brauchen,
ist dreimal höher, als dass wir unsere Or-
gane spenden können. Letzteres ist nur
möglich bei Hirntod auf einer Intensivsta-
tion.
Das geänderte Transplantationsgesetz hat
Entnahmekrankenhäuser verpflichtet,
Transplantationsbeauftragte zu bestellen,
hat die Kontrollmechanismen bei einer Or-
ganspende verbessert und die Rechte der
Lebendspender gestärkt.
Laut Umfragen wären 80 – 90 Prozent der
Bürger bereit, sich oder die nächsten An-
gehörigen transplantieren zu lassen, aber
nur 9 Prozent der Organspender hatten ei-
nen Organspendeausweis.

Denken Sie daran: ohne Organspende ist
auch keine Organtransplantation mög-
lich.                                                                            <<<

ORGANSPENDE – WERDEN 
MEINE ORGANE MISSBRAUCHT?

Dr. Uschi Traub

Leiterin Gesundheitsförderung

Landratsamt Ludwigsburg

Gesundheitsdezernat

Tel. 07141-1441337

Fax: 07141/144-1340

E-mail: praevention@landkreis-ludwigsburg.de

MEINE MEINUNG: 
HAARSTRÄUBEND
Auf einen Leserbrief in der LKZ 
mit unsachlichem Kommentar 
antwortete unser CDU-
Mitglied Gerhard Schroth

Was die Neugestaltung des Stuttgarter
Hauptbahnhofs betrifft vermischt Leser-
briefschreiberin Frau Renz wohl so eini-
ges. Die mehrfachen Entgleisungen des
IC an immer derselben Weiche haben
nichts, aber auch gar nichts mit dem Neu-
bau S 21 zu tun. 
Das Gegenteil ist der Fall! 
Tatsache ist, dass dieser IC aus dem
Hauptbahnhof herausgeschoben wurde
und dann immer an derselben Stelle aus
dem Gleis sprang. Würde er gezogen, so
würde gar nichts passieren. Jeder, der ein-
mal eine Modelleisenbahn besessen hat,
weiß dies! Eine Weiche bremst den Zug
ab, sodass beim Schieben die Wagen zu-
sammengedrückt werden, während sie
sich beim Ziehen dehnen und somit nicht
aus dem Gleis springen können. 
Genau das wird beim neuen S 21-Bahnhof
nicht passieren, weil dann die Züge
durchfahren können bzw. gezogen wer-
den. Leider versuchen die Bahnprojekt-
gegner durch gezielte Falschinformatio-
nen jede Panne am derzeitigen Bahnhof
für ihre Zwecke zu nutzen, wo gerade sol-
che Pannen zeigen, dass Kopfbahnhöfe
nicht mehr zeitgemäß sind! Niemand
würde heute noch einen solchen bauen.
Die Zukunft gehört den Durchgangsbahn-
höfen, weil diese schneller und sicherer
sind.                                                                <<<
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Organspendeausweis der BZgA

Häufig gestellte Fragen 
zum Thema Organspende:

Wenn ich einen Spenderausweis habe, werde ich ausgeschlachtet
bevor ich tot bin? Wird etwas unternommen, um mich zu retten?
Die medizinische Notfallversorgung hat nichts mit dem Organ-
spendestatus zu tun. Es wird unabhängig davon das Bestmögli-
che getan.
Organe können nur entnommen werden, wenn mindestens zwei
Ärzte durch viele Untersuchungen/Tests (z.B. EEG, Szintigraphie
etc.) den Hirntod bestätigt haben. Wenn eine Organspende ab-
gelehnt wird, werden alle Geräte abgeschaltet und der Leichnam
zur Beerdigung freigegeben.
Hirntod ist der Zustand der irreversibel erloschenen Gesamt-
funktion des kompletten Gehirns (Großhirn, Kleinhirn und Hirn-
stamm).

Gibt es Altersgrenzen für das Ausfüllen eines Organspendeaus-
weises und für das Spenden von Organen?
Ab 14 Jahren darf man seinen Widerspruch erklären, ab 16 Jahren
einer Organspende zustimmen. Eine obere Altersgrenze gibt es
nicht. 30 Prozent der Spender sind über 65 Jahre, und es gibt
durchaus Spender, die über 80 Jahre alt sind. Auch Kinder kom-
men als Spender in Frage, um andere Kinder zu retten.

Muss man sich vom Arzt untersuchen lassen, bevor man den
Spenderausweis ausfüllt?
Nein, die Organe werden erst zum Zeitpunkt der Spende unter-
sucht.

Werden Organspender registriert?
Nein, nur die Patienten, die auf ein Organ warten, werden in Lei-
den/Niederlande, registriert.

Wo bekomme ich einen Organspendeausweis?
Bei der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung oder über
das Infotelefon Organspende unter der gebührenfreien Telefon-
nummer (0800) 90 40 400 bei Gesundheitsämtern, Krankenkas-
sen, Kliniken, Arztpraxen, Landratsämtern, Rathäusern, Apothe-
ken etc..

Welche Wahlmöglichkeiten gibt es im Organspendeausweis?
•    Generelle Zustimmung der Organ- und Gewebespende
•    Generelle Ablehnung der Organ- und Gewebespende
•    Einzelne Organe von der Spende ablehnen
•    Nur bestimmte Organe zur Spende zur Verfügung stellen
•    Die Entscheidung einer Vertrauensperson übertragen

http://www.mylius-apotheke.de/
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Um auf dem Synagogenplatz nicht nur an
die Verbrechen der Nationalsozialisten zu
erinnern, wie es jetzt geschieht, sondern
auch an die Menschen, die ermordet oder
vertrieben wurden, ergriff Stadthistoriker
Dr. Albert Sting bereits in den 90er Jahren

die Initiative für eine ergänzende Beschil-
derung des Platzes .
Vor diesem Hintergrund hat sich vor eini-
gen Jahren der Arbeitskreis „Dialog Syn-
agogenplatz“ gebildet. Sein Ziel war es zu-
nächst, eine umfassende Diskussion mit

möglichst vielen Bürgerinnen und Bür-
gern der Stadt über die Geschichte und
die Zukunft des Platzes zu führen, um
dann die beherzte Umsetzung des nach
und nach entwickelten Konzeptes einzu-
leiten.  
Der Arbeitskreis zeichnet außerdem ver-
antwortlich für  die jährlich stattfinde Ge-
denkfeier zur Pogromnacht vom 10. No-
vember 1938, dem Ludwigsburger Synago-
genbrand. Die eindrucksvollen und denk-
würdigen Veranstaltungen, oft mit Zeit-
zeugen, werden von zahlreichen Ludwigs-
burgerinnen und Ludwigsburgern be-
sucht.

Förderverein 
Synagogenplatz

Inzwischen hat der Arbeitskreis zahlreiche
Aktivitäten entwickelt: regelmäßige Sit-
zungen, Erkundungsfahrten zu Gedenkor-
ten für NS-Opfer, Bürgerbefragungen auf
dem Marktplatz zu einer Neugestaltung
des Platzes, öffentliche Veranstaltungen
mit Vorträgen und Diskussionen sowie
Ausstellungen. Ein Förderverein „Synago-
genplatz Ludwigsburg“ wurde auch ge-
gründet. Außerdem gingen nach einem
Aufruf des AK zahlreiche Vorschläge zur
Neugestaltung des Platzes ein.
Die Vorplanungen und Überlegungen des
AK Synagogenplatz sind weitgehend ab-
geschlossen. Jetzt geht es den Mitgliedern
des AK darum, mit den Verantwortlichen
in der Stadt, der Stadtverwaltung, und
dem gewählten Gremium, dem Gemein-
derat, die konkreten Schritte einzuleiten.

Roland Schmierer, AK-Gründungsmitglied

EIN NEUES GESICHT FÜR DEN SYNAGOGENPLATZ 

http://www.bettengoller.de/
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Roland Schmierer, SV-Vorstandsmitglied, 

stellvertretender EAK-Kreisvorsitzender

„Weißt Du, wie viel Sternlein stehen an
dem großen Himmelszelt,“ heißt es in ei-
nem bekannten Kinderabendlied, das sin-
gen immerhin noch manche Kinder vor
dem Zubettgehen, mag uns das vielleicht
etwas kindlich oder altmodisch klingen?
Vielleicht haben wir über all die vielen
Stars, oder sollen wir lieber sagen Starlets,
die sich zum Beispiel gerade am aktuellen
Interpretenhimmel befinden, genauso den
Überblick verloren, wie beim abendlichen
hoffentlich sternklaren Blick in den Him-
mel.
Die Orientierung kann man dabei sehr
leicht verlieren, zugegeben, wer ist schon
so versiert in astronomischen Angelegen-
heiten? Aber vielleicht lesen Sie wenig-
stens aufmerksam die einschlägigen Zeit-
schriften, die ihr Aufsteigen und Abstei-
gen genau beobachten und kommentie-
ren.
Wer ist denn Ihr großer Star? Da bieten
sich uns politisch engagierten Menschen
doch auch viele Namen an, große Politi-
ker(innen), mindestens der eigenen Partei,
vielleicht auch einmal von einer anderen,
wer weiß, liebe Parteifreundinnen und Par-
teifreunde, liebe Mitchristinnen und Mit-
christen? Sie müssen dann aber auf jeden
Fall Eigenschaften und Merkmale haben,
die wir, wenigstens augenblicklich, schät-
zen, oder nicht?
„Wir sind vom selben Stern“, singen auch
die Interpreten von „Ich und Ich“. Das
heißt doch, dass wir alle auf jeden Fall auf
der Suche nach so einem Stern sind, der
uns nicht nur für kurze Zeit leuchtet, son-
dern längerfristig, am besten für immer,
unser Leben mit Glanz erfüllt.

Wehe dem Star, wenn er aber unseren –
zugegeben hohen – Ansprüchen nicht
(mehr ) genügt, wie oft waren wir uns so si-
cher, im politischen Bereich wie in anderen
Lebensbereichen, dann kündigen wir ihm
halt doch schnell wieder die Gefolgschaft.
Denn unsere Erwartungen haben sich vor
allem auf längere Zeit leider wieder nicht
erfüllt?? Meistens jedenfalls.
„Wir haben seinen Stern gesehen“ (Mt 2,2),
sagen zwar auch die Weisen aus dem Mor-
genland, Sternkundige, Priester einer
Astroreligion, wie wir heute wissen, der sie
anscheinend zielsicher auf den Palast des
machtgierigen Herodes in Jerusalem zu-
steuern lässt. Sie, die doch eigentlich
Sternprofis waren, mussten sich aber sel-
ber ziemlich unbeholfen weiter durchfra-
gen, weil sie trotz stark leuchtendem Stern

auf der völlig falschen Fährte waren. Dass
der Stern nämlich auf ein anderes Ziel
zeigte, als sie vielleicht in ihren Erwartun-
gen sich vorgestellt hatten, wird auch Ih-
nen bekannt vorkommen.
Vielleicht dauert ja die Adventszeit deswe-
gen so lange, weil wir so viel Zeit dazu
brauchen: Haben Sie aus dem großen An-
gebot der Sterne schon diesen Stern „an
dem großen Himmelszelt“ herausgefun-
den? Ja? Dann nehmen Sie ruhig die Fährte
auf. Bleiben Sie dann aber bitte nicht wie-
der in Ihrem Jerusalem stecken, sondern
gehen Sie ruhig weiter, Sie haben so viel
Zeit. Denn zum Stern von Bethlehem ge-
hört nun mal treffsicher der Stall dazu. Sie
werden dann dafür auch nicht enttäuscht. 
Ich wünsche Ihnen eine gute Adventszeit!
                                                                           <<<

GEISTLICHER IMPULS ZUR ADVENTSZEIT

http://www.goldenerpflug-pflugfelden.de/
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Die Arbeit der Bundeskanzlerin und die
richtigen Strategien für Europa standen im
Mittelpunkt der Diskussion bei einem Un-
ternehmergespräch der Mittelstandsverei-
nigung im Kreis Ludwigsburg. Dabei stärk-
te der Bundestagsabgeordnete Steffen Bil-
ger der Parteichefin den Rücken: „Die CDU
kann mit Frau Merkel an der Spitze mithel-
fen, Europa aus der Krise zu führen.“ Bilger
fand viel Zustimmung für seine Analyse.
So schloss sich Armin Maschke, der Vorsit-
zende der MIT Ludwigsburg, dem Lob des
Abgeordneten für die Arbeit der Kanzlerin
bei der Bewältigung der aktuellen Heraus-
forderungen der Euro-Krise ausdrücklich
an. Steffen Bilger sieht keinen Anlass für
hektischen Populismus. Das gelte etwa für
die Entwicklung in Griechenland. Zudem
müsse verhindert werden, dass weitere
Staaten Schwierigkeiten bekämen.
Für diesen Ansatz erntete Bilger Zustim-
mung von vielen Unternehmern. Einige
der Gäste sehen das Gesamtkonstrukt Eu-
ropäische Union aktuell aber durchaus kri-
tisch. So wurde gefragt, was geschehe,
wenn sich die Krise auch in Spanien, Portu-
gal und Italien verschärfe.  Auch Frank-
reich befände sich seit der Wahl von Fran-
çois Hollande zum Präsidenten auf einem
Kurs, der nicht unbedingt deutschen Inter-
essen entspreche.
Steffen Bilger verwies in diesem Zusam-
menhang darauf, dass es Deutschland der-
zeit sehr gut gehe. Die Belastbarkeit, so
der CDU-Abgeordnete, sei allerdings er-
reicht: „Gerät Deutschland in eine erneute
Krise, wird es kritisch.“ Sicherlich werde
die Eurokrise noch über Jahre ein Thema

sein. Doch dabei dürfe nicht vergessen
werden, dass Europa trotz aller Probleme
eine Erfolgsgeschichte sei. So werde häu-
fig übersehen, welchen Wohlstand die Eu-
ropäische Union gebracht habe. Das Weg-
fallen von Handelsschranken und der Euro
machen Europa nach Ansicht von Bilger
schnell und stark. Die Nationalstaaten
müssten dabei allerdings erhalten bleiben.

Denn ein Föderalismus im Sinne der USA
wäre schlecht für Europa und Deutschland.
„Gerne wird vergessen, dass Deutschland
vor einigen Jahren eines der Schlusslichter
Europas war. Die Politik Merkels hat uns
wieder an die Spitze gebracht“, gab Stef-
fen Bilger zu bedenken. Ein Satz, mit dem
der Gast schon deutlich aufs Wahljahr 2013
zielte.       Gerhard Baumann, Pressesprecher

MdB Steffen Bilger (links) mit dem MIT-Vorsitzenden 

Armin Maschke.

MIT LEGT DEN FOKUS FÜRS WAHLJAHR 2013 AUF EUROPA
Steffen Bilger: „Mit Angela Merkel aus der Krise“

http://www.adecco.de/
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Aus dem Marstall-Center soll eine attrakti-
ve Immobilie werden, die Zukunft hat und
die Ludwigsburger Innenstadt belebt. Der
Vorstand der Mittelstands- und Wirt-
schaftsvereinigung Ludwigsburg unter-
stützt Oberbürgermeister Werner Spec
daher im Bemühen um eine Lösung, bei
der die Bedürfnisse von Stadt und Bürgern
berücksichtigt werden.
Im Gespräch mit dem OB betonte MIT-
Vorsitzender Armin Maschke die Wichtig-
keit, die Eigentumsverhältnisse nicht wie-
der in die Hände des Finanzmarktes zu ge-
ben. „Wir fordern eine regionale Lösung
und wollen so eine Absicherung gegen
Heuschrecken aus dem Ausland“, sagte
Maschke. Eine Neuauflage der Stagnation
der vergangenen Jahre nütze niemandem.

Die Mittelstandsvereinigung schlage vor,
eine Beteiligungsmöglichkeit für regionale
Investoren und Privatpersonen zu schaf-
fen. „Ein Ludwigsburg-Fond kann eine in-
teressante Kapitalanlage sein, die Bürge-
rinnen und Bürgern sowie regionalen Inve-
storen wie Banken und Versicherungen ei-
ne Alternative zu sonstigen Anlagen in
Zeiten unsicherer Finanzmärkte bietet. So
wäre sichergestellt, dass das Eigentum am
Einkaufszentrum nicht wieder quer durch
Europa verkauft wird“, beschreibt Masch-
ke den Vorschlag der MIT.
Werner Spec hatte den MIT-Vorstand in
der jüngsten Sitzung über den aktuellen
Stand in Sachen Marstall-Center infor-
miert. Das marode Zentrum beschäftigt
die Stadt seit Jahren, da gleich drei Her-
ausforderungen zu bewältigen sind: Da ist
zunächst das fast leer stehende Einkaufs-
zentrum, das nicht einmal einen Center-
manager beschäftigt. Neben einigen klei-
nen Eigentümern halten internationale
Fonds die Hauptflächen. In den letzten
Jahren wechselten hier die Besitzverhält-
nisse so häufig, dass es
nach Auskunft des OB
kaum gelang, Ansprech-
partner zu finden. 
Des Weiteren geht es um
die 201 Wohnungen im
Center, die in privatem Ei-
gentum sind. „Auch das
erschwert die Planungen
für eine bauliche Verän-
derung des Marstall-Cen-
ters erheblich“, machte
der Oberbürgermeister

klar, der mit dem MIT-Vorstand noch eine
dritte Aufgabe diskutierte – diese liegt un-
ter der Erde, denn das verwinkelte und dü-
stere Parkhaus mit 600 Stellplätzen muss
saniert und baulich optimiert werden.
MIT-Vorsitzender Armin Maschke begrüß-
te ausdrücklich, dass die Stadt Ludwigs-
burg in den vergangenen Jahren einer aus-
gewogenen Mischung im Einzelhandel in
der Innenstadt den Weg geebnet habe. Da-
bei wurden die Einkaufszentren Breunin-
gerland und Wilhelm-Galerie in die Pla-
nungen einbezogen. Es sei sehr bemer-
kenswert, dass es der Stadt nun gelungen
sei, die rechtlichen Voraussetzungen zu
schaffen, das Marstall-Center erwerben
und neu entwickeln zu können.
Wie Oberbürgermeister Spec berichtete,
werden energetische Fördermittel bean-
tragt, damit das Gebäude auch an der Au-
ßenfassade optimiert werden kann. Das
Gesamtvolumen des Projekts Marstall-
Center liegt bei etwa 80 Millionen Euro.
Werner Spec ist sich sicher, dass das Geld
gut angelegt wäre: „Es kann eine attraktive
Immobilie entstehen, die durch ihre gute
Lage eine ganz neue Zukunft hat. Die
Stadt wird gewinnen.“

Gerhard Baumann, Pressesprecher

Tot, toter, Marstall-Center ...

ZUKUNFT DES MARSTALL-CENTERS
MIT Ludwigsburg fordert eine regionale Lösung

Auch eine Fassadensanierung ist notwendig. Leere Läden – Einöde im ehemaligen Konsumtempel.
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In einer Vorstandssitzung unter Leitung des
Kreisvorsitzenden Karl Wißkirchen befasste
sich der Kreisverband der Senioren Union
mit dem Thema Altersarmut. Diese gelte es
in der Gegenwart einzudämmen und in der
Zukunft zu verhindern. Die Kreis-Senioren
Union setzt sich dafür ein, allen Rentnern
und Rentnerinnen ein Rentenniveau zu er-
möglichen, das ein Mindestmaß an Lebens-
standard im Alter sichere.
Der Kreisverband der Senioren Union weist
darauf hin, dass in den nächsten Jahren die
gesetzliche Altersrente kontinuierlich sin-
ken werde. Ursache sei die demographische
Entwicklung in Deutschland, wonach der
Anteil der Älteren an der Bevölkerung zu-
nehme. Gleichzeitig nehme die Geburten-
rate stetig ab. Die meisten Menschen wer-
den in der Zukunft nur noch 43 Prozent ih-
res früheren Nettoeinkommens bei Errei-
chen des Rentenalters beziehen. Dies sei
aber auch eine Folge der Absenkung des
Rentenniveaus im Jahre 2001. Vor dem Hin-
tergrund von Niedriglöhnen, Familienarbeit
und/oder Erwerbsunterbrechungen sei das
Armutsrisiko für alleinstehende Frauen im
Alter besonders groß.
Deshalb fordert die Kreis-Senioren Union,
das System der Rentenversorgung zu refor-
mieren. Dabei müssten verstärkt Anreize
für eine zusätzliche private Altersvorsorge
geschaffen werden, unterschiedliche Le-
bensläufe und Erwerbsbiografien ebenso
berücksichtigt werden wie die vollständige
rentenrechtliche Anerkennung der Erzie-
hungsleistungen – auch für die vor 1992 ge-

borenen Kinder. Eine Reform der Renten-
versorgung dürfe jedoch die nachkommen-
de Generation finanziell nicht zu stark bela-
sten. Für die Finanzierung der Rentenre-
form komme eine kapitalgedeckte Pflicht-
versicherung für alle Bürger von Geburt an
ebenso in Frage wie eine Sockelrente unab-

Gerhard Bäuerlein bedankt sich bei Ingrid Mutschler mit

einem Blumenstrauß.

Vorstellung des Jahresprogramms 2013.

CDU Senioren Union Kreis Ludwigsburg: 

ALTERSARMUT VERMEIDEN – 
LEBENSSTANDARD IM ALTER SICHERN

hängig von Erwerbsarbeitszeiten und eine
Arbeitnehmer-Pflichtversicherung sowie
eine betriebliche und private Altersvorsor-
ge. Die Tarifpartner werden aufgefordert,
das Thema Altersarmut bereits heute in den
Tarifverhandlungen und -verträgen stärker
zu berücksichtigen. Die Senioren Union sei
sich auch bewusst, dass Altersarmut bereits
heute ein großes Problem für viele Rentne-
rinnen und Rentner sei. Die Bundesregie-
rung dürfe das Problem nicht unterschät-
zen und müsse dafür rasch Lösungen bie-
ten.                                             Karl Wisskirchen

http://concordia-bestattungen.com/
http://concordia-bestattungen.com/
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Mit ungewöhnlich hoher Beteiligung wur-
de das neue Führungsteam gewählt. Der
scheidende Vorsitzende des Stadtverban-
des Ludwigsburg und Umgebung der Se-
nioren Union, Karl Wißkirchen, will sich
stärker auf seine Aufgabe als Kreisvorsit-
zender der Senioren Union konzentrieren .
Er dankte seinem Stellvertreter, Jürgen
Mutschler, und Ingrid Mutschler, Öffent-
lichkeitsarbeit, für den hohen Einsatz,
durch den neue Mitglieder gewonnen wer-
den konnten und dem Gesamtvorstand für
die gute Arbeit. 
Großen Dank für seine Arbeit erhielt auch

Lothar Kalmbach. Er war für die CDU und
die Senioren Union in verschiedenen Funk-
tionen insbesondere bei sozialen Fragen
tätig. Tagungs- und Wahlleiterin Elke Krei-
ser, Vorsitzende der CDU Frauen Union
und Schriftführer Bernd Bohnert übernah-
men das Wahlgeschehen in rascher Folge.
Für ihren Vortrag zu aktuellen politischen
Fragen erhielt Frau Kreiser lang anhalten-
den Beifall. 
Maik Braumann, Vorsitzender des CDU-
Stadtverbandes, begrüßte herzlich die An-
wesenden und wünschte dem neuen Gre-
mium alles Gute für die bevorstehenden

Aufgaben. Er sprach sich für eine weiterhin
gute Zusammenarbeit beider Stadtverbän-
de aus. 
Der neue Vorsitzende, Gerhard Bäuerlein,
dankte zum Schluss für diese Unterstüt-
zung. Das politische Tagesgeschehen auf
Stadt- und Kreisebene werde bei der Se-
nioren Union ein Thema sein. Im Vorder-
grund würden aber alle Themen der älte-
ren Generation stehen. Gerhard Bäuerlein,
einst stellv. Vorsitzender der MIT Ludwigs-
burg, bedankte sich für das große Vertrau-
en aller Anwesenden.         Ingrid Mutschler

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 

Mit einem Gruppenbild zum Schluss eines sehr aktiven

Wahlnachmittags stellt sich der neue Vorstand vor: 1.

Vorsitzender: Gerhard Bäuerlein (mit Blumenstrauß), 2.

Stellv. Vorsitzender und Reisebeauftragter: Jürgen

Mutschler. 3. Ingrid Mutschler: Presse- und Öffentlich-

keitsarbeit sowie kulturelle Veranstaltungen. 4. Bernd

Bohnert: Schriftführer und Internetbeauftragter. 5. Wolf-

Rüdiger Schatz: Schatzmeister. 6. Beisitzer: Agnes Arlt-

Mangold, Christel Rabe, Klaus D. Reichelt, Dr. Eva Sta-

nienda, Renate Scheidl, Erich von Woedtke und Karl-Otto

Ziegler.

GERHARD BÄUERLEIN NEUER VORSITZENDER DER 
CDU-SENIOREN UNION LUDWIGSBURG UND UMGEBUNG 

JAHRESRÜCKBLICK 2012 UND VORSCHAU 2013

Zu einem Jahresrückblick und einer Vor-
schau auf das neue Jahr 2013 hat der Vor-
stand der CDU Senioren Union, Stadtver-
band Ludwigsburg und Umgebung, seine
Mitglieder und Freunde zu einem interes-
santen Nachmittag eingeladen. Herzlich
begrüßte der neue Vorsitzende, Gerhard
Bäuerlein, die große Anzahl der Gäste. Mit
einem Hinweis auf die weitere bevorste-
hende Arbeit des Vorstandes wurde er mit
großem Applaus bedacht. Jürgen Mutsch-
ler, stv. Vorsitzender und Reisebeauftrag-
ter, hat nach seiner Begrüßung alle Veran-
staltungen und Reisen nochmals Revue
passieren lassen. Man war sich einig – es
war ein gutes Jahr. Mit viel Beifall und gro-
ßem Dank für die Arbeit im Ehrenamt
dankten die CDU Senioren den Organisa-

toren. Es war ein Jahr der Verbundenheit
für alle diejenigen, die hier in der Gemein-
schaft schöne Stunden erleben konnten. 
In der Vorschau für das neue Jahr wird es
so weiter gehen. Kulturelle und politische
Veranstaltungen, Besichtigungen und Rei-
sen füllen wieder das Jahresprogramm des
Stadtverbandes. Auch dabei eine Reise in
die königliche Hauptstadt Belgiens, nach
Brüssel. Dort werden wir das Europäische
Parlament, die Vertretung des Landes Ba-
den-Württemberg und die Nato besuchen.
Ein Gespräch mit Rainer Wieland MdEP, Vi-
zepräsident des Europäischen Parlaments,
Präsident der Europa Union Deutschland
und Vorsitzender der Ludwigsburger Kreis-
CDU, ist in Brüssel auch vorgesehen. Wei-
tere schöne Programmpunkte erhielten

großen Beifall – die Auswahl ist groß und
es ist für jeden etwas dabei. In gemütlicher
Runde hatte dieser Nachmittag noch einen
Höhepunkt: Unser Mitglied Bernd Bohnert
und seine Partnerin Irmtrud Weigandt
konnten wir anschließend noch zu einer
Dia-Show über ihre Reisen nach Armenien
gewinnen. Gebannt verfolgten die Zu-
schauer die interessanten Bilder dieses ar-
men Landes. Karges Gebirgsland mit vie-
len Klöstern und Höhlenwohnungen sind
keine Seltenheit – der Krieg hat auch hier
seine Spuren hinterlassen. Für diesen
schönen Reisebericht überreichte unser
Vorsitzender als „Dankeschön“ Advents-
kaffee, Stollen und Weihnachtsgutsle den
Vortragenden.                       Ingrid Mutschler

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit   
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Bei der fairen Kaffeetafel (v.l.): Ingeborg Choeb, 

Karl-Heinz Kreiser und Wolfgang Mönikes.

Der CDU Bezirksvorsitzende Steffen Bilger MdB 

beim Bezirksdelegiertentag der Frauen Union.

Die Regionalversammlung des Verbands
Region Stuttgart entscheidet auch über den
Ausbau des S-Bahn-Netzes. Gleich zwei
neue Strecken gehen am Samstag, 8. De-
zember 2012, an den Start: die S 4-Verlänge-
rung von Marbach/N. nach Backnang und
die S 60 im Endausbau von Böblingen nach
Renningen. Diese zwei S-Bahn-Ringe lassen
das Netz um 28 Kilometer wachsen. 
Der Verband Region Stuttgart (VRS) ist der
Finanzierungsträger und die Deutsche
Bahn AG ist Bauherrin und Betreiberin. VRS
und DB haben in Kooperation mit den Städ-
ten und Gemeinden ein rundes Programm

auf die Beine gestellt. Jeder, der Lust hat,
kann die neuen Strecken außerdem bei ko-
stenlosen Pendelfahrten testen: bis 24 Uhr
im 30-Minuten-Takt.  

Nacht-S-Bahn statt Nachtbusse

Ab dem Fahrplanwechsel in der Nacht von
8. auf 9. Dezember fährt die S-Bahn auch in
den Wochenendnächten und Nächten auf
Feiertage in der Region Stuttgart. Mit drei
neuen Abfahrten aller S-Bahn-Linien in alle
Richtungen ist die S-Bahn damit rund um
die Uhr im Einsatz. Die neuen Nacht-S-Bah-

diskussion mit Migrantinnen und Dr. Bern-
hard Lasotta MdL, moderiert von der FU-
Bezirksvorsitzenden, Susanne Wetterich,
wurden die „Integrationspolitischen Leit-
sätze der CDU-Landtagsfraktion“ disku-
tiert und ein Ausblick auf das Zusammen-
leben in unserer Gesellschaft bei steigen-
dem Anteil der Menschen mit Migrations-
hintergrund gewagt. Zum Thema „Frauen
und Mandate in Baden-Württemberg“
stellte eine Arbeitsgruppe unter der Lei-
tung der FU-Bezirks-Ehrenvorsitzenden,
Annemarie Engelhardt, die Ergebnisse ih-
rer „Analyse der Vertretungen der Frauen
in Kommunal-, Landes-, Bundes- und Euro-
päischen Parlamenten und Gremien“ vor.

Ingeborg Choeb

DIE S-BAHN BEQUEM, ZUVERLÄSSIG 
UND UMWELTFREUNDLICH
Start frei für zwei neue S-Bahn-Strecken: Die S 4 von Marbach 
nach Backnang und die S 60 von Böblingen nach Renningen

FAIRE 
KAFFEETAFEL
Im Rahmen des Interkulturellen Festes
fand die diesjährige Faire Kaffeetafel unter
dem Motto „Global denken – lokal han-
deln“ statt, an der die Frauen Union wieder
mit einem Stand auf dem Marktplatz in
Ludwigsburg beteiligt war. Mit dem Erlös
zugunsten eines sozialen Projektes wur-
den fair gehandelter Kaffee und selbstge-
backene Kuchen verkauft und die Gelegen-
heit zu Gesprächen genutzt. Erfreulich,
dass auch die Junge Union – wie in den ver-
gangenen Jahren – sich beteiligte und die
Frauen tatkräftig unterstützte.

KAFFEE AUF 
DER KARLSHÖHE
Im Gedenken an unsere dieses Jahr ver-
storbene, hochverehrte Ministerin a.D.,
Annemarie Griesinger, lud die Frauen Uni-
on wieder die Bewohner der Karlshöhe zu
einem Kaffeenachmittag ein. Es war, als sei
Annemarie Griesinger noch unter uns, als
die Ehrenvorsitzende der Frauen Union
Ludwigsburg, Ursula Schmälzle, aus dem
Buch „Heidenei, Frau Minister“ vorlas und
die Karlshöhe-Bewohner auf eine Reise
durch das politische Leben von Frau Grie-
singer mitnahm. Manch eine Teilnehmerin
erinnerte sich an eine Begebenheit mit
Annemarie Griesinger. 
Zum Schluss versprach die Kreisvorsitzen-
de, Elke Kreiser, ein Wiederkommen im
nächsten Jahr.

BEZIRKS-
DELEGIERTENTAG 
Im Zeichen der „Migration – Integration,
eine Chance für unsere Gesellschaft“
stand der Bezirksdelegiertentag der Frau-
en Union Nordwürttemberg in Gerlingen.
Der gastgebende Kreisverband Ludwigs-
burg war mit Elke Kreiser und Ingeborg
Choeb im Tagungspräsidium sowie zahlrei-
chen Delegierten gut vertreten. Mit herzli-
chem Beifall wurde dem neuen CDU-Be-
zirksvorsitzenden, Steffen Bilger MdB, für
sein Grußwort gedankt. In einer Podiums-

Frauen Union in Stadt – Kreis – Bezirk Nordwürttemberg
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nen lösen die regionalen Nachtbuslinien ab,
die seit dem 1. Mai 2000 insgesamt über 1,4
Millionen Fahrgäste sicher und bequem
nach Hause gebracht hatten.

Große Unterschiede in den
Landkreisen beim Anschluss 

Insgesamt werden nachts künftig 85 Pro-
zent der Städte und Gemeinden in der Regi-
on Stuttgart erreicht, und damit mehr Orte
als bisher. Aus Sicht des Fahrgastes zeigt
sich das Nahverkehrsangebot allerdings un-
einheitlich – mal mit Bussen und mal mit
Taxis, teilweise mit VVS-Ticket (Ludwigs-
burg, Böblingen und Stuttgart) und teilwei-
se mit extra Aufschlag (Esslingen und Rems-
Murr-Kreis). Deswegen sieht die überwie-
gende Mehrheit der Regionalräte die Not-
wendigkeit, die Anschlüsse in den Kreisen
verkehrlich und tariflich zu vereinheitli-
chen. Im Sinne eines ÖPNV aus einem Guss
müsse es auch nachts ein flächendeckend
gleichwertiges Angebot geben. 

Der Kreis Ludwigsburg hat 
ein gutes Nachtbus-Netz 

Am leichtesten tat sich nach einer Bilanz
des Verbands Region Stuttgart der Kreis
Ludwigsburg, der bereits seit 2001 ein eige-
nes Nachtbus-Netz im Anschluss an die re-
gionalen Nachtbusse betreibt. Das Land-
ratsamt passte das Netz an den neuen 60-
Minuten-Takt an – zuvor kam alle 70 Minu-
ten ein Nachtbus vom Schlossplatz – und
erweiterte es gleich noch. Ab 9. Dezember
2012 werden zwölf Linien zumindest alle
Orte mit mehr als Zweitausend Einwohnern
erschließen, so das Ziel des Kreistags. Mit
Beilstein im Kreis Heilbronn wird sogar ein
Ort außerhalb der Region angeschlossen.

Das Ganze kostet Kreis und Kommunen (je
hälftig) insgesamt 400.000 Euro, alle
Nacht-S-Bahnen zusammen lässt sich die
Region 1,6 Millionen Euro jährlich kosten.

1,1 Millionen Euro für 
neun Mobilitäts-Projekte

Der Wirtschaftsausschuss des Verbands Re-
gion Stuttgart hat neun Projekten, die die
nachhaltige Mobilität voranbringen, einen
finanziellen Zuschuss zugesagt. Diese er-
halten fürs nächste Jahr aus dem regionalen
Förderprogramm rund 1,1 Millionen Euro –
für den Ausbau von Pedelec-Stationen an
Bahnhöfen, die Verknüpfung von Elektro-
mobilität im privaten und beruflichen All-
tag oder für den interkommunalen e-Bür-
gerbus im Raum Bad Boll. 
Bereits vier Monate nach der ersten Verga-
berunde für 2012 wurden nun insgesamt 21
Vorschläge eingereicht, die vom Verband
und der Wirtschaftsförderung Region Stutt-
gart GmbH (WRS) inhaltlich bewertet und
für die interfraktionelle Arbeitsgruppe auf-

bereitet wurden. Es hatten sich alles in al-
lem 60 Projektpartner um die regionalen
Fördergelder beworben. Neun Projektideen
hat die Jury als „sehr positiv und wichtig für
die Region“ bewertet und zur Förderung
vorgeschlagen. Bewertungskriterien waren
etwa Innovationsgrad, regionale Alleinstel-
lungsmerkmale, kurzfristige Umsetzbarkeit
und Öffentlichkeitswirksamkeit. 

Ludwigsburg mit betrieblichem
Mobilitätsmanagement dabei

Die Stadt Ludwigsburg dehnt ihre Mobili-
tätsmanagementberatung auf kleinere Fir-
men aus. Bisher war das Angebot auf einzel-
ne, meist größere Unternehmen, be-
schränkt. Ziel ist die stärkere Nutzung der
Verkehrsmittel des Umweltverbundes in
der Stadt, innovativer Verkehrskombinatio-
nen und möglichst energiesparender Kraft-
fahrzeuge. Zudem ist die Einrichtung eines
Mobilitätsportals vorgesehen mit einer
Laufzeit von 2013 bis 2015 und einem För-
dervolumen von 79.000 Euro.                     <<<

Doppelhaushalt für 2013 und 2014: 

GRÜN-ROTE MOGELPACKUNG  

Am 8. November 2012 hat die Landesregie-
rung den Doppelhaushalt 2013/14 in den
baden-württembergischen Landtag einge-
bracht. 
Die grün-rote Regierungskoalition be-
hauptete dabei, dass der Haushalt auf
Grund von Altlasten der Vorgängerregie-
rung eine Neuverschuldung von 3,3 Milliar-
den EUR vorsehen müsse. Ein konkreter
Blick auf die Zahlen zeigt allerdings die

Wirklichkeit und entzaubert die grün-rote
Mogelpackung.
In der letzten mittelfristigen Finanzpla-
nung der Vorgängerregierung aus CDU
und FDP vom Februar 2011 war auf Grund-
lage der damaligen Steuerschätzung für
die Jahre 2013 und 2014 eine Deckungslük-
ke von 3,3 Mrd. EUR für 2013 und 3,0 Mrd.
EUR für 2014 vorgesehen. Nach der Steu-
erschätzung 2012 steht nun fest, dass die

Elke Kreiser, Regionalrätin und Ludwigsburger Stadträtin

QR-Code CDU Region Stuttgart
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Steuereinnahmen für das Jahr 2013 von
26,4 Mrd. EUR auf 30,1 Mrd. EUR und für
das Jahr 2014 von 27,4 Mrd. EURO auf 31,0
Mrd. EUR steigen. Die grün-rote Landesre-
gierung hat also im Vergleich zur mittelfri-
stigen Finanzplanung von 2011 die Deckun-
glücke decken können und sogar für 2013
400 Millionen EUR und für 2014 600 Mil-
lionen EUR zusätzlich zur Verfügung. 
Vergleich der letzten Mittelfristigen Fi-
nanzplanung der CDU/FDP-Regierung
vom Februar 2011 mit den 2012 geschätz-
ten Steuereinnahmen (in Mrd. EUR)

2013 2014
Steuereinnahmen nach 
Steuerschätzung 2012 30,1 31,0
Steuereinnahmen nach 
Finanzplanung Febr. 2011 26,4 27,4
Mehreinnahmen 3,7 3,6
Deckungslücke nach 
Finanzplan Febr. 2011 3,3 3,0
verbleiben Mehreinnahmen 0,4 0,6

Was aber ist das Ergebnis für den Haushalt
2013/14? Trotz einer solchen soliden Aus-
gangslage schafft es Grün-rot für die Jahre
2013 und 2014 3,3 Milliarden EUR neue
Schulden zu veranschlagen. 
Grund dafür ist die ausufernde Befriedi-
gung der eigenen Klientel. Die Abschaffung
der Studiengebühren, kostspielige Bil-
dungsexperimente, wie die überstürzte Ein-
führung der Gemeinschaftsschule und die
Wiedereinführung des 9-jährigen Gymnasi-
ums parallel zum 8-jährigen Gymnasium,
mehr Geld für Kinderbetreuung, für Schul-
sozialarbeit, für Gebäudesanierungen und
vor allem die unverhältnismäßige Neu-
schaffung von Stellen in den Ministerien
sind die Gründe dafür, warum das Geld jetzt
nicht reicht. Manches davon mag ja sinnvoll

und richtig sein, aber in der Gesamtsumme
fehlen am Ende 3,3 Mrd. EUR, die in Zeiten
der Hochkonjunktur durch neue Schulden
gedeckt werden müssen. Bereits kurz nach
der Landtagswahl, im 4. Nachtragshaushalt
für das Jahr 2011, wurden die Ausgaben von
grün-rot um 4,2 Prozent erhöht. Durch die
unerwartet guten Steuereinnahmen konn-
ten Wahlgeschenke verteilt werden. Die
Ausgaben im Haushalt 2012 lagen sogar um
5,7 Prozent über denen von 2011. 
Das Volumen der jeweiligen Haushalte
stellt sich wie folgt dar:

                                     Mrd. EUR   Steigerung
2011 CDU/FDP 
(3. Nachtrag)            35,3
2011 grün-rot 
(4. Nachtrag)            36,8             4,2 Prozent
2012                            38,9             5,7 Prozent
2013                            40,7             4,6 Prozent
2014                            41,3             1,5 Prozent

Nun merkt die neue Regierung, dass durch
die ungebremste Ausgabenpolitik neue
Schulden aufgenommen werden müssen.
Derzeit steht jedoch in der Landeshaus-
haltsordnung eine Schuldenbremse, die von
CDU/FDP am 18.12.2007 im Landtag be-
schlossen wurde. § 18 Abs. 3 der Landes-
haushaltsordnung lautet:
Eine über den 31. Dezember 2007 erreichten
Betrag hinausgehende Kreditaufnahme ist
nur zulässig, 
1.    Bei einem Rückgang der Steuereinnah-

men des Landes um mindestens 1 Pro-
zent gegenüber dem Vorjahr oder

2.   Bei Naturkatastrophen oder vergleich-
bar schwerwiegenden Situationen.

Die Ausnahmeregelung nach Ziff. 1 traf
2010 zu. Damals nahmen die Steuereinnah-
men um über 5 Prozent ab. Deshalb konn-

ten zur Stützung der Konjunktur 2010 neue
Schulden aufgenommen werden.
Die grün-rote Landesregierung streicht nun
diese Bestimmung aus der Landeshaus-
haltsordnung, damit die Neuverschuldung
für die nächsten Jahre legalisiert ist. Die Re-
gierung will die Schuldenbremse zwar in die
Verfassung übernehmen, aber erst mit Wir-
kung ab 2020. Bis zu diesem Zeitpunkt sol-
len jedes Jahr neue Schulden möglich sein.
Die CDU ist zur Übernahme der Schulden-
bremse in die Verfassung bereit, aber nur
mit sofortiger Wirkung. Denn 2020 tritt oh-
nehin die Schuldenbremse des Grundgeset-
zes für die Länder in Kraft. Zu Kompromis-
sen, wie z. B. die Schuldenbremse ab 2016 in
Kraft zu setzen,  war die Regierung nicht be-
reit. Die CDU hat in den vergangenen Jah-
ren bewiesen, dass ein Haushalt ohne neue
Schulden möglich ist. Schrittweise wurde
durch teilweise sehr große Sparanstrengun-
gen die Neuverschuldung reduziert. Für
2008 war sogar erstmals die Tilgung von
Altschulden vorgesehen. Dazu kam es dann
wegen der Wirtschaftskrise nicht. 
Übersicht über die Nettokreditaufnahme in
den letzten 10 Jahren in Mrd. EUR

      2005        1,7 2010        1,6
      2006        1,5 2011 0,0
      2007        1,0 2012 0,0
      2008 0,0 2013        1,8
      2009 0,0 2014        1,5

Bayern, Sachsen und Thüringen zahlen 2013
Altschulden zurück. Andere Bundesländer
führen ihre Neuverschuldung schrittweise
zurück. Zur gleichen Zeit macht Baden-
Württemberg neue Rekordschulden. Diese
für künftige Generationen unverantwortli-
che Politik werden wir immer wieder deut-
lich erwähnen.                                                   <<<

Klaus Herrmann MdL, 

wirtschafts- und finanzpolitischer 

Sprecher der CDU-Landtagsfraktion 

QR-Code Klaus Herrmann

http://www.klausherrmann.de/
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LIEBE LESER,

der Ausdruck „Das ist eine sichere Bank“
soll klar machen, dieses oder jenes sei
ganz sicher. Die beiden Wörter „sicher“
und „Bank“ in einem Satz sind heutzutage
allerdings etwas seltener geworden. Nach
der Lehmann-Pleite 2008 ist das ganze
Bankengeschäft stark in Verruf geraten.
Kein Wunder, immerhin waren es Bankge-
schäfte, die seit 2008 für die großen Wirt-
schafts- und Finanzkrisen bis zur jetzigen
Euro-Krise verantwortlich sind. Richtig är-
gerlich wird es dazu noch, dass viele der
Schuldigen auch noch mit Steuerzahler-
geld gerettet werden mussten. Ein unge-
heuerlicher Vorgang, der so nie wieder
vorkommen darf!
Deshalb haben wir uns in der unionsge-
führten Bundesregierung intensiv Gedan-
ken über Konsequenzen aus der Finanzkri-
se gemacht. Nachdem ich immer wieder
angesprochen werde, es hätte sich doch
nichts geändert, es würde doch alles so
weitergehen wie bisher usw. will ich Ihnen
berichten, was wir im Bankenbereich be-
reits erreicht haben:
Ab 2013 gelten deutlich verschärfte Eigen-
kapital-Anforderungen für Banken (Stich-
wort „Basel III“). Danach müssen Banken
besseres und umfangreicheres Eigenkapi-
tal vorhalten. So können eventuelle Verlu-
ste aufgefangen werden. Das für die Stabi-
lität einer Bank wichtige harte Kernkapital
wird schrittweise um das Dreieinhalbfa-
che erhöht. Die großen deutschen Banken
haben bereits zum Juli 2012 ihre harte
Kernkapitalquote auf über neun Prozent
angehoben. Verbessert werden überdies
die Vorschriften, die die jederzeitige Zah-
lungsfähigkeit der Banken regeln. 

Damit sind selbstverständlich nicht alle
Risiken vollständig beseitigt. Aber es wur-
de ein großer Schritt getan. Vollständig ri-
sikofrei wird es außerdem nie sein. Aber
die Wahrscheinlichkeit, dass Banken ge-
gebenenfalls weiterhin auf Kosten des
Steuerzahlers gerettet werden müssten,
ist stark gesunken. Niemand kann sich we-
gen des Restrukturierungsgesetzes mehr
darauf verlassen, dass in einer Krise auto-
matisch die Steuerzahler einspringen. Die
Kosten für die Sanierung oder Abwicklung
tragen die Banken mit der seit Anfang
2011 erhobenen Bankenabgabe selbst. Sie
fließt in einen Fonds, der im Fall einer
Bankenrestrukturierung zum Einsatz
kommt.
Außerdem verhindern wir nun exzessive
Bonuszahlungen von Bankern, die eben-
falls Teil des Problems waren. Damit Ban-
ker keine unkalkulierbaren Risiken einge-
hen, ist seit 2010 gesetzlich geregelt, dass
Banken und Versicherungen angemesse-
ne, transparente und auf eine nachhaltige
Entwicklung ausgerichtete Vergütungssy-
steme haben müssen. Das schließt auch
eine Verringerung variabler Gehaltsbe-
standteile – sogenannter Boni – ein, wenn
ein Manager Verluste zu verantworten
hat. Zudem kann die Bankenaufsicht die
Auszahlung variabler Teile der Vergütung
untersagen.
Obendrein hat die Koalition einiges zum
Schutz der Privatanleger unternommen.
So sind Sparer im Fall von Bankinsolven-
zen künftig deutlich besser abgesichert:
Seit 2011 sind Kundeneinlagen bis zu ei-
nem Betrag von 100.000 Euro geschützt.
Vorher waren es lediglich 20.000 Euro.
Wir haben also schon einiges erreicht,
aber ausruhen dürfen wir uns noch lange
nicht. Viele weitere Maßnahmen wie eine

Finanztransaktionssteuer sind noch erfor-
derlich, wenn wir wirklich aus den Fehlern
der Vergangenheit lernen wollen.
Weniger gut sind dagegen die Aussichten,
sollte die SPD mit Peer Steinbrück an der
Spitze tatsächlich die Bundestagswahl im
kommenden Jahr gewinnen. Ein Wirt-
schaftsforschungsinstitut hat errechnet,
dass durch die SPD-Pläne die Steuerbela-
stung kleinerer Firmen um 14 Prozent, die
von mittelständischen Betrieben sogar
um 19 Prozent steigen würde. Die SPD will
ihre Wahlgeschenke also auf Kosten des
Rückgrates der deutschen Wirtschaft aus-
tragen. Der Mittelstand soll geschröpft
werden, um 30 Milliarden Euro – pro Jahr!
So sehr die SPD-Pläne vielleicht sogar vor-
dergründig nach Gerechtigkeit aussehen,
so unsozial sind sie letzten Endes. Lei-
stung muss sich auch in Zukunft lohnen.
Die Verwirklichung der Pläne würde dazu
dem Wirtschaftsstandort Deutschland
sehr schaden. 
So sehr ich mich – auch gerade als Ver-
kehrspolitiker – über extra Milliarden
Euro im Bundeshaushalt freuen würde, so
sehr glaube ich doch nicht, dass diese
wirklich sinnvoll eingesetzt würden. Ich
ahne schon, welche Interessen damit be-
dient würden – eine solche rückwärtsori-
entierte Politik kann man zurzeit in Frank-
reich beobachten. Deutschland ist in den
vergangenen Jahren vorangekommen, das
alles darf nicht einfach rückgängig ge-
macht werden, weil es einfacher er-
scheint, mit Positionierungen gegen die
erfolgreichen Reformen Wahlen zu gewin-
nen. 

Mit den besten Wünschen
Ihr 
Steffen Bilger MdB                                        <<<

Der Ludwigsburger Bundestagsabgeordnete 

Steffen Bilger.

QR-Code Steffen Bilger

http://www.steffen-bilger.de/
http://www.steffen-bilger.de/
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Aktuell laufen die Verhandlungen zwi-
schen den Europäischen Institutionen
über den Haushalt 2013. Der Rat möchte
den von der Kommission vorgeschlagenen
Haushalt um 1,9 Milliarden Euro kürzen.
Davon wären einige der erfolgreichsten
und für unsere Zukunft wichtigsten Pro-
gramme der Europäischen Union betrof-
fen: die Bildungsprogramme, von denen
das Austauschprogramm ERASMUS wahr-
scheinlich das bekannteste ist.
Im Studienjahr 2010/2011 haben Studenten
aus Baden-Württemberg Gesamtförder-
gelder von über 7,5 Millionen Euro aus dem
ERASMUS-Fördertopf der EU erhalten, um
ein Semester an einer Hochschule im euro-
päischen Ausland zu studieren. Mit diesem
Austausch wird nicht nur die Internationa-
lität des Studiums, sondern auch der euro-
päische Gedanke unserer Union gefördert.
Denn durch das Semester im Ausland er-
fahren die Studenten einerseits eine ande-
re Lehrweise an der Partneruniversität, sie
bauen darüber hinaus aber auch ein euro-
päisches Netzwerk an Freundschaften auf
und lernen das unterschiedliche Denken
bzw. verschiedene Herangehensweisen
der Partnerländer an Problemsituationen
kennen. Ein reger Austausch zwischen den
EU-Mitgliedsländern fördert daher die eu-
ropäische Integration wie kein anderes
Projekt und ist unbedingt erhaltungswür-
dig.
In den aktuellen Krisenzeiten ist ein Ver-
ständnis für unterschiedliches Handeln in-
nerhalb der EU besonders wichtig. Gerade
auf dem Feld der grenzüberschreitenden
Bildung darf nicht gespart werden,
schließlich baut der Erfolg unserer Ge-

meinschaft auch auf dem friedlichen Zu-
sammenleben innerhalb der Europäischen
Union auf. Hierzu trägt ohne Diskussion
der Austausch zwischen den Bürgern aus
den Mitgliedstaaten der EU bei. Nur durch
einen lebendigen Austausch aller Genera-
tionen kann der europäische Gedanke wei-
ter leben – ein wichtiger Pfeiler gerade in
schwierigen Zeiten. 
Die Institutionen der Europäischen Union
haben aus diesem Grund bereits am 15. Ju-
ni 1987 das ERASMUS-Programm ins Leben
gerufen, um die Zusammenarbeit von
Hochschulen in Europa sowie die Mobilität
von Studenten und Dozenten zu fördern.
ERASMUS steht jedoch heute nicht mehr
alleine für den Austausch von Studenten,
die ein Semester an einer Hochschule in
einem EU-Land studieren. Es ist Teil einer
ganzen Reihe von Projekten auf EU-Ebene,
die sich als Teil der allgemeinen und beruf-
lichen Bildung auf den Austausch zwi-
schen Bürgern der EU fokussieren. So kon-
zentriert sich das Programm Leonardo DA
VINCI auf den Bereich der beruflichen Bil-
dung. Dazu zählen Mobilitätsinitiativen,
die Menschen die Möglichkeit bieten, sich
in einem anderen Land zu qualifizieren,
Kooperationsprojekte zum Transfer oder
zur Entwicklung innovativer Praktiken so-
wie Netzwerke, die sich schwerpunktmä-
ßig mit zentralen Themen im Bildungsbe-
reich befassen.
Der Kreis der potenziellen Nutznießer des
Programms reicht von Personen, die sich
in der beruflichen Erstausbildung befin-
den, über Menschen mit bereits erworbe-
nem akademischen Abschluss bis hin zu
Fachkräften in der Berufsbildung und Mit-

arbeitern von Organisationen, die auf die-
sem Gebiet tätig sind. Mit GRUNDVIG
wurde ein Programm geschaffen, das ge-
zielt die Erwachsenenbildung fördert, um
auch hier für einen besseren Austausch zu
sorgen. Mit dem Programm COMENIUS
werden auch Aktivitäten von Schülern ge-
fördert, z.B. Fremdsprachenkenntnisse. 
Somit können alle Generationen von den
EU-Programmen profitieren, da diese auf
viele verschiedene Beschäftigungsfelder
zugeschnitten sind. Bereits heute ist
Deutschland mit Frankreich führend bei
der Nutzung aller Programme und Baden-
Württemberg liegt im innerdeutschen Ver-
gleich hinter Bayern und vor Nordrhein-
Westfalen gut platziert auf dem zweiten
Platz. Aus baden-württembergischer Sicht
lohnt sich ein genaueres Hinsehen, um
noch aktiver an den geförderten Projekten
teilnehmen zu können. Hierbei können
auch aktive Netzwerke wie die überpartei-
liche Europa-Union Deutschland (EUD)
und deren Jugendorganisation Junge Euro-
päische Föderalisten (JEF) hilfreich sein,
die über viele Kontakte im europäischen
Ausland verfügen.
Das Parlament hat nun die Finanzmittel
wieder eingesetzt, um die der Rat den EU-
Haushalt kürzen will. Diese Gelder wollen
wir für Bereiche verwenden, in denen die
Projekte zum Bürgeraustausch fallen, aber
auch Innovations- und Forschungsprojek-
te, die nach Ansicht der Abgeordneten des
Europäischen Parlaments für das Wirt-
schaftswachstum unerlässlich sind. Da die
Mittelausstattung in diesem Jahr bereits
fast ausgeschöpft ist, musste die Kommis-
sion in diesem Jahr bereits einen Nach-

BILDUNG, AUSBILDUNG UND FORTBILDUNG IM EU-AUSLAND

CDU Kreisvorsitzender Rainer Wieland MdEP, 

Vizepräsident des Europäischen Parlaments
QR-Code Rainer Wieland

QR-Code Rainer Wieland-app
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Ich sage Ihnen gleich und entwarne Sie:
Nein, wir befragen zu dieser Überschrift
nicht einen der bekanntesten Physiker auf
Erden. Der Bezug wird sich Ihnen aus dem
Kontext erschließen.
Eigentlich ist es ja nicht meine Art, diese
Kolumne mit Zitaten aus anderen Zeitungs-
artikeln zu beginnen, etwa um Platz zu fül-
len in diesen ach so ereignisarmen Zeiten.
Heute soll es aber einmal so sein: So lesen
wir in einer Novemberausgabe der Lud-
wigsburger Kreiszeitung von einem Fall ei-
ner gehbehinderten, schwergewichtigen
Sozialhilfeempfängerin, die vor dem Sozial-
gericht in Heilbronn meinte, ihr Recht ein-
klagen zu wollen auf Finanzierung eines Au-

tos durch den Landkreis. Auch Leserbriefe
offenbaren manchmal eine eigentümliche
Art der Wahrnehmungsstörung, etwa der-
gestalt: Da echauffiert sich ein rüstiger
Schreiberling über die hohen Entwicklungs-
kosten für das wieder wach zu küssende
Marstall-Center. Die veranschlagten Millio-
nenbeträge seien nicht angebracht, schließ-
lich füge sich die schmucke Betonfassade
durchaus harmonisch in das barocke En-
semble der Stadt ein.
Beides offensichtlich Fälle erheblicher
Wahrnehmungsstörungen, die in unserer
Gesellschaft immer häufiger werden – der
Bürger entdeckt sich und seine Grundrech-
te und Wahrnehmungen neu! Manchmal

Unsere Wahrnehmung angesichts sich 
stetig ändernder Bezugspunkte oder:

DIE SOMMER GEHEN UND WEIHNACHTEN
KOMMT JEDES JAHR SCHNELLER!

tragshaushalt vorlegen. Zudem haben sich
die EU-Bildungsminister darauf verstän-
digt, die Zahl der am Austausch beteilig-
ten Personen in den nächsten Jahren zu er-
höhen. 
Damit alle Bürgerinnen und Bürger von
den angebotenen Projekten profitieren
können, muss eine solide Finanzierung ge-
währleistet sein. Eine größere finanzielle
Belastung des Haushalts der EU ist daher
nicht zu vermeiden. Eine weitere Kürzung
der Gelder, so zeigen die Erfahrungen aus
diesem Jahr, wäre auf diesem Gebiet nicht
verkraftbar. 
Weitere Informationen über die Förderung
von allgemeiner und beruflicher Bildung
finden Sie auf den Seiten der Europäischen
Kommission: http://ec.europa.eu/education/
index_de.htm sowie http://ec.europa.eu/
education/lifelong-learning-programme/
doc78_de.htm
JEF und Europa-Union erreichen Sie unter:
www.jef.de und www.europa-union.de.  <<<

Die SPD verweigert sich dem Steuerab-
kommen mit der Schweiz. Damit sorgt
sie dafür, dass deutsche Steuersünder in
der Schweiz weiterhin nicht zur Kasse
gebeten werden. Deutsche Steuerhin-
terzieher bleiben ungeschoren.

Unbezahlt. Durch die Verweigerungshal-
tung der SPD gehen Deutschland Milliar-
den Euro verloren. Weder werden deut-
sche Steuersünder im Ausland endlich zur
Begleichung ihrer Steuerschulden heran-
gezogen, noch werden diese Auslandsver-
mögen künftig wirksam besteuert.

Unsachlich. Für die Verweigerung der
SPD gibt es keinen sachlichen Grund. Die
SPD-geführten Länder waren eng in die
Verhandlungen mit der Schweiz eingebun-
den. Auf Wunsch der Länder wurde das
Abkommen sogar nachverhandelt.

Unverantwortlich. Viele Bundesländer
und Kommunen könnten diese Steuergel-
der gut gebrauchen. Ihnen stehen 56 Pro-
zent der Einnahmen aus dem Abkommen
zu – das sind bis zu 700 Millionen Euro pro
Jahr. Hinzu kommt eine verabredete Ein-
mal-Zahlung in Höhe von zehn Milliarden

Euro – sieben Milliarden Euro davon für
Länder und Kommunen.

Ungesetzlich. Die SPD verhindert eine
rechtsstaatliche Lösung, die für alle gilt.
Stattdessen setzt sie auf kriminelle Da-
tenhändler. Das vertraut allein auf das
Prinzip Zufall und bringt keine Steuerge-
rechtigkeit.

Während SPD-regierte Länder Schul-
denrekorde aufstellen, will die SPD auf
Milliarden Euro hinterzogener Steuer-
gelder verzichten. Das ist unsozial! Die-
se wahltaktisch motivierte Verweige-
rung schadet unserem Land.

SPD SCHÜTZT STEUERSÜNDER
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müssen aber auch diese Entwicklungen ju-
stiert werden. Dieses Mal wurde die
schwergewichtige Dame vom Sozialgericht
in die Schranken gewiesen: Sie sei selbst
zum Autofahren zu schwergewichtig und
daher müsse ihr Antrag abgewiesen wer-
den! Nicht ganz klar blieb aber in der Be-
gründung, ob ihre Forderung ansonsten an-
gebracht gewesen wäre. 
Im Falle des Liebhabers der Betonarchitek-
tur der 1970er kam ein Leserbrief von mir
dazwischen: ich musste dem Mann heftig-
sten Sarkasmus, wenn nicht gar Zynismus
unterstellen! Eine für diese Behauptungen
noch schmeichelhafte Beschuldigung!
Apropos Marstall Center: Dass wir das noch
erleben dürfen: Da ging es eine ganze Zeit
lang ausschließlich darum, ob sich das Breu-
ningerland sozusagen auf Kosten der Innen-
stadt erweitern darf – nun, so scheint es, er-
weitert sich die Innenstadt auf Kosten des
Breuningerlandes. Zumindest in Gestalt
von ECE, dem Center Management des
Breuningerlandes, und des Marstall Cen-
ters, das demnächst auch von ECE entwik-
kelt werden soll. 
Dies stellt definitiv einen Glücksfall für die
Innenstadt und für uns Konsumenten dar,
denn Sie können irgendwann nach 2015 das
Innenstadterlebnis mit einem anständig or-
ganisierten Center-Management im Mar-
stall genießen. On top oben drauf gibt es
dann noch die ohnehin in der Innenstadt
vorhandenen Geschäfte: Eine win-to-win-
Situation für alle Seiten und im Gegenzug
bekommt das Breuni im Tammerfeld auch
eine kleine Erweiterung: Herrn Harengerd,
Center-Manager dort, wird es freuen.
Ganz nebenbei sei noch erwähnt, dass ganz
ohne großes Aufhebens die Stadt Sindelfin-
gen einer Erweiterung des dortigen Breu-
ningerlandes um 10.000 Quadratmeter zu-

gestimmt hat, allerdings begleitet von hef-
tigstem Protest der Nachbarkommune Böb-
lingen, die ihre „Mercaden“ etwa zeitgleich
im Dezember 2014 eröffnen will, und der
Sindelfinger Innenstadthändler. Hier zeich-
net sich unter Umständen ein gegenseiti-
ges Ringen um Marktanteile zwischen Böb-
lingen und Sindelfingen ab, aber eben auch
zwischen Innenstadt und Center auf der
Grünen Wiese, wie man es auch bei uns in
Ludwigsburg befürchtete.
Gott sei Dank hat Ludwigsburg diese Pro-
bleme nicht: Hier ist noch genügend Kauf-
kraft vorhanden, die sich bis ins Hohenlohi-
sche und den Kraichgau erstreckt. Es sei
auch an dieser Stelle mal ein Kompliment
an die Ludwigsburger Stadtverwaltung und
an Oberbürgermeister Spec ausgespro-
chen, der sich hier im Zusammenhang mit
der Erweiterung des Breuningerlandes, des
Herauskaufs der Ladenbesitzer im Marstall
Center sowie der Gewinnung eines attrakti-
ven Projektentwicklers in Form von ECE
mehr als wacker geschlagen hat. 
Chapeau Ludwigsburg! Chapeau OB Spec!
Eigentlich hatten wir doch gerade erst Som-
mer, einen netten Herbst und jetzt, ja ist
denn schon Weihnachten? Die Antwort ist
ja und man hat wie jedes Jahr den Eindruck,
es geht immer schneller. Fragen wir lieber
nicht, was Einstein dazu zu sagen hätte, wir
würden es wohl sowieso nicht verstehen!
So geht ein ereignisreiches Jahr zu Ende,
das uns alle regional, überregional und glo-
bal durchaus auf Trab gehalten hat. Es ist
nicht abzusehen, dass der Zug mal anhält
oder zumindest langsamer wird, eher im
Gegenteil: Ob Sie sich die Entscheidung
rund um Stuttgart 21, die für die CDU verlo-
renen Wahlen in Baden-Württemberg und
Stuttgart, die Dauerkrise um Griechenland
& Co. oder eben unsere beschriebenen re-

gionalsten Baustellen anschauen: Wir wer-
den auch in Zukunft mit immer schnelleren
Reaktionszyklen umgehen, schnelle Ant-
worten auf schnell gestellte Fragen geben
und den Eindruck erwecken müssen, die
Demokratie könne das weiterhin leisten. 
Meine Sorge ist, dass sie das irgendwann
nicht mehr kann: Die Erklärungszeiten für
komplexe finanz- und fiskalpolitische Zu-
sammenhänge in den Bundestagsfraktio-
nen nehmen immer mehr zu. Die Frage darf
erlaubt sein: Wenn es die Volksvertreter
schon nicht mehr kapieren, wie soll es dann
dem Bürger auf der Straße vermittelt wer-
den, was auch immer es sei?! Dies bezieht
sich reflexiv auf die Aufgaben an den zu-
künftigen Wahlkampfständen sowie auch
auf das Thema Bürgerbeteiligung, was an-
gesichts der Komplexität der Fragestellun-
gen auch skeptisch zu sehen ist. Es droht
die Gefahr einfachster Erklärungsmuster,
wenn Sie verstehen, worauf ich hinaus will.
Andererseits weiß man allerdings auch,
dass diese Gefahr droht und gerade wir
Deutschen haben bewiesen, dass wir so-
wohl historisch als auch wirtschaftlich lern-
fähig sind. Bei aller Rechthaberei, Miss-
gunst und Neid-Diskussion, so zeichnet uns
eben halt auch das aus.
Ich darf Ihnen daher ein ganz besonders
schönes Weihnachtsfest im Kreise Ihrer Lie-
ben wünschen. Mögen auch unsere Mitbür-
gerinnen und Mitbürger, deren Kulturkreis
das Weihnachtsfest nicht kennt, ein kleines
bisschen den Zauber dieses Festes verspü-
ren und mögen sie gleichzeitig Verständnis
dafür haben, dass wir als christlich gepräg-
tes Land hier auch überwiegend christliche
Feste feiern.
Ich wünsche uns allen ein erfolgreiches
Neues Jahr 2013, lassen Sie es weiterhin kra-
chen und leben Sie Ihre Träume!                 <<<

Peter Schmid, stellvertretender Vorsitzender

des CDU Stadtverbandes Ludwigsburg
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CDU-Neujahrsempfang
mit Günther H. Oettinger
am Freitag, 4. Januar 2013, 19 Uhr
in der Stadthalle Markgröningen 

Hilmar K. Klages
Am 9. Juli 1929 in Hannover 
geboren - nach Abitur Lehre als 
Industriekaufmann in der Druck-
branche.
Danach Fachberater im Reifen-
export und Stahlverarbeitende 
Industrie - Seit 1958 als Unter-
nehmensberater unterwegs in 
der BRD und Europa - Nach 

den Zulassungen als Steuerberater und Rechtsbeistand 
für Gesellschaftsrecht und Anerkannte Gütestelle für 
gesellschaftsrechtliche und betriebswirtschaftliche 
Angelegenheiten im Kölner Raum und danach in Lud-
wigsburg tätig.

Leben besteht nicht nur aus Regen oder Sonnen-
schein. Erst die richtige Mischung, die artgerechte 
Abwechslung bringt die Fruchtbarkeit.
Auf uns Menschen bezogen regt uns heute ein Ge-
dicht oder Essay zur Nachdenklichkeit an. Morgen 
haben wir ein Kopfnicken zu den Gedanken-Splittern.
Vielleicht am Wochenende führt uns eine Schrift 
oder das Sachthema eines Artikels zu einer weiteren 
Beschäftigung damit.
„Suum cuique“, gleich frei übersetzt „Wie es euch 
gefällt“.
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EIN BUCH DER
FRANKFURTER
VERLAGSGRUPPE

HOLDING AG AUG.

VON GOETHEISBN 978-0-85727-108-2

Hilly’s Literarische 
Kabinett-Stückchen

Ein literarischer Regenbogen

Hilmar 
K. Klages
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G „HILLY’S LITERARISCHE 

KABINETT-STÜCKCHEN“

Das Buch wurde schon „ein Literarischer Regenbogen“ genannt.
Und warum?
Weil sich die „Kabinett-Stückchen“ wie ein Regenbogen „vielfar-
big“ über die unterschiedlichsten Arten der Literatur hinziehen. 
Es beginnt mit den Gedichten, es geht über Essays und Gedan-
kensplitter bis zu Sachartikel über Politik, Wirtschaft, Wissen-
schaft und LifeArt. Alle Beiträge haben in ihrer Verschiedenheit
eines gemeinsam: 
Sie sollen je nach Anlass oder Stimmung - Sie zum Nachdenken
oder Schmunzeln bringen bzw. einfach der Unterhaltung die-
nen.

In allen guten Buchhandlungen bestellbar unter:
ISBN 978-3-8372-1074-3

http://www.taxclick-klages-steuerberater.de/
http://www.dasredaktionsbuero.de/
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Herr Oberbürgermeister, 
liebe Kolleginnen und Kollegen,

der Haushalt 2013 wird in einer auf den er-
sten Blick konjunkturell guten Zeit beraten.
Im Haushaltsentwurf finden wir uns in vie-
lem wieder. Deshalb stellen wir auch keine
Änderungsanträge in größerem Umfang. 
Im Haushalt sind hohe Ausgaben für Bauin-
vestitionen enthalten. 27,7 Millionen Euro
im nächsten Jahr. In diesem Jahr waren es
23,2 Millionen Euro, im letzten Jahr 15,4 Mil-
lionen Euro. Und das trotz sehr guter kon-
junktureller Lage. Das Baugewerbe boomt
und hat viele Aufträge. An und für sich sollte
sich die Öffentliche Hand antizyklisch ver-
halten. Wir behalten uns deshalb vor, Maß-
nahmen, die im Haushalt 2013 enthalten
sind, eventuell zu schieben und auf das Jahr
2014 zu übertragen. 
Beispielsweise werden wir sehr genau prü-
fen, ob die Innendämmung der Reithalle im
nächsten Jahr notwendig ist. Das gilt aber
auch für andere Maßnahmen. Wir fordern
auch unsere städtischen Gesellschaften auf,
sich genauso zu verhalten. Wir helfen Hand-
werk und Mittelstand mehr, wenn wir als
Stadt in konjunkturell schlechten Zeiten viel
investieren und uns in konjunkturell guten
Zeiten zurückhalten. Das kann dann auch für
die Stadt im Ergebnis kostengünstiger sein.
Ein weiteres Problem sehen wir in der sehr
hohen Rücklagenentnahme von geplant
22,8 Millionen Euro. Diese Rücklage war ei-
gentlich einmal für Straßenbauprojekte re-
serviert. In den letzten Jahren konnte die
Rücklagenentnahme vermieden werden
durch die guten Einnahmen. Wir sind auch

jetzt der Auffassung, dass wir eine strenge
Ausgabendisziplin bei den Bauvorhaben und
auch im allgemeinen Bereich halten müssen.
Mögliche Mehreinnahmen sollten der Rück-
lage zufließen. 
Wir haben einen Antrag gestellt zum Bahn-
hof der Zukunft, ein Projekt, das wir dem
Grunde nach für richtig halten. Im Haushalt
sind 250.000 Euro für diesen Zweck einge-
stellt. Wir sind allerdings der Meinung, dass
erst ein Konzept ausgearbeitet werden, mit
den Beteiligten abgestimmt und dann erst
an eine Verwirklichung gegangen werden
soll. Eine Planungsrate in Höhe von 50.000
Euro ist für uns im nächsten Jahr ausrei-
chend.
Bildung und Betreuung bleibt ein Schwer-
punkt für die Stadt Ludwigsburg. Der Schul-
entwicklungsplan wird umgesetzt. Die Kin-
dertagesstätten für Drei- bis Sechsjährige
sind in einem guten Zustand. Der U-3-Aus-
bau geht voran, wenn auch langsam, aber er
geht voran. Diese Maßnahmen unterstützen
wir. Wir sollten allerdings auch bedenken,
dass, wenn die Betreuungsquote für unter
Dreijährige mit 34 Prozent erreicht ist, es im-
mer noch die Mehrzahl der Familien sind,
meistens die Mütter, die ihre Kinder bis drei
Jahre zu Hause betreuen. Auch dieser Perso-
nenkreis verdient unsere Wertschätzung. 
Derzeit wird eine Gebührenerhöhung bei
der Ganztagsbetreuung diskutiert. Ich will
hier klar darauf hinweisen, dass noch keine
Beschlüsse gefasst sind. Die CDU-Fraktion
wartet die Vorlage eines konkreten Vor-
schlages durch die Verwaltung ab. Wir wer-
den dann sehr genau prüfen, ob und in wel-
chem Umfang die Elternbeiträge für die

Ganztagesbetreuung erhöht bzw. eingeführt
werden. 
Bei den Investitionen im Bildungsbereich ist
nicht immer alles Wünschenswerte auch
notwendig. Wir haben vor kurzem im Ge-
meinderat die Ganztagesbetreuung in der
Gartenstraße 14 beschlossen, mit 3,86 Mil-
lionen Euro. Hier wurde in der Beratung
auch gesagt, dass man das Projekt auf mög-
liche Einsparungen noch durchschauen soll-
te. Beim Kinder- und Familienzentrum Pop-
penweiler, das nach der Kostenberechnung
3,04 Millionen Euro kostet, werden wir sehr
genau hinschauen, ob alle Vorschläge auch
wirklich nötig sind. Heute beraten wir ja
noch, dass wir uns künftig externer Beratung
bei größeren Bauvorhaben bedienen. Wir
versprechen uns davon auch, dass manches
Wünschenswerte nicht verwirklicht werden
muss, weil es nicht zwingend notwendig ist. 
Wir haben einen weiteren Antrag gestellt
zur energetischen Gebäudesanierung. Ein
dem Grunde nach richtiges Projekt. Aber wir
wollen einen Sperrvermerk anbringen, dass
die Mittel erst dann durch den Gemeinderat
bzw. durch den Ausschuss freigegeben wer-
den, wenn der Nachweis erbracht ist, dass
sich das eingesetzte Kapital auch amorti-
siert, dass also die Aufwendungen durch Er-
träge in einem angemessenen Zeitraum ge-
deckt werden. 
Wir haben ein ehrgeiziges Brandschutzpro-
gramm vor, es umfasst insgesamt 2,4 Millio-
nen Euro in den nächsten vier Jahren. Wir ha-
ben hier einen interfraktionellen Antrag von
CDU, SPD, Freien Wählern und FPD gestellt,
dass ein externer Brandschutzgutachter die
vorgeschlagenen Maßnahmen auf die Not-

GENERALDEBATTE ZUM HAUSHALT 2013 
Stadtrat Klaus Herrmann für die CDU Gemeinderatsfraktion am 21.11.2012 im Gemeinderat Ludwigsburg

Klaus Herrmann MdL, Vorsitzender der

CDU-Gemeinderatsfraktion Ludwigsburg

QR-Code CDU Fraktion Ludwigsburg
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wendigkeit überprüfen soll. Das Notwendige
halten wir für richtig und unterstützen das
auch, das Wünschenswerte lehnen wir ab.
Das Thema Marstall-Center wird im näch-
sten Jahr ein wichtiges Thema in der Stadt
werden. Wir hoffen, dass es endlich losgeht
mit der Umgestaltung. Die Stadtverwaltung
hat hier sehr gute Vorarbeit geleistet in den
letzten Monaten. Für uns hat dieses Projekt
hohe Priorität, weil es für die Innenstadt, für
Handel und Gewerbe wichtig ist. In dem Zu-
sammenhang steht dann auch die Umgestal-
tung des Umfeldes beim Marstall-Center auf
dem Programm. Eine erste Rate ist im näch-
sten Jahr im Haushalt eingestellt und dann
Verpflichtungsermächtigungen für die fol-
genden Jahre. Das halten wir für richtig. In
diesem Zusammenhang sind wir der Mei-
nung, dass die Lindenstraße dann mitsaniert
werden sollte. Das muss allerdings nicht im
nächsten Jahr erfolgen, sondern im Zusam-
menhang mit der Umgestaltung des Um-
felds Marstall-Center. 
Die Eberhardstraße ist im ersten Bauab-
schnitt in den Jahren 2012 und 2013 finan-
ziert. Wir sind der Auffassung, dass es dann
mit dem zweiten Bauabschnitt weitergehen
soll. 2013 werden dafür noch keine Kosten
anfallen. Wir sind der Meinung, dass in die
mittelfristige Finanzplanung, die wir ja nur
zur Kenntnis nehmen und nicht beschließen
müssen, dieses Projekt für 2014 eingeplant
werden sollte.
Die Radwege im Stadtgebiet werden mit
300.000 Euro ausgebaut bzw. neu gebaut.
Das ist der gleiche Betrag wie im Jahr 2012.
Als Zuschuss ist allerdings null eingestellt.
Derzeit wird im Land beraten, dass es deut-
lich mehr Zuschüsse für Radwege gibt.
Wenn vom Land Geld kommt, halten wir ei-
ne Steigerung der städtischen Mittel als
Komplementärfinanzierung für richtig. 

Die Unterhaltung der Grünanlagen ist im
Jahr 2013 mit 800.000 Euro veranschlagt,
das ist der gleiche Betrag wie 2012. Das sind
richtige und gute Maßnahmen. Wir bitten je-
doch, dass man ein besonderes Augenmerk
auf die Stadteingänge richtet, die quasi Visi-
tenkarten der Stadt sind. Hier ist sicherlich
am einen oder anderen Stadteingang, wie
z.B. an der Heilbronner Straße, noch etwas
Verbesserungsbedarf nötig. 
Der Fachbereich Stadtplanung hat als Jah-
resziel für das Jahr 2013 die Parkraumbe-
wirtschaftung in der Weststadt angege-
ben. Die CDU Fraktion ist der Meinung, dass
wir erst die Erfahrungen mit der Oststadt
abwarten sollten, bevor wir eine Parkraum-
bewirtschaftung in der Weststadt angehen.
Im nächsten Jahr ist mit Sicherheit eine Pla-
nung in der Weststadt noch zu früh. 
Im Zusammenhang mit der Parkraumbewirt-
schaftung Oststadt haben wir einen Antrag
gestellt, dass wir die Gleichbehandlung er-
reichen der Mitarbeiter von Betrieben in der
Innenstadt und Mitarbeitern der Stadtver-
waltung. In der Oststadt wird künftig das Be-
schäftigtenticket 25 Euro pro Monat kosten
ohne dass man einen gesicherten Parkplatz
hat. Der Mitarbeitertarif der PAG, unserer
Parkierungsgesellschaft, liegt deutlich hö-
her und städtische Mitarbeiter zahlen 25
Euro für einen gesicherten Parkplatz in der
Innenstadt. Wir sind der Meinung, dass die
Beschäftigten gleichbehandelt werden soll-
ten.
Der Eigenbetrieb Veranstaltungsmanage-
ment wird zum 1. Januar gegründet. Wir ver-
sprechen uns davon ein effizienteres Ma-
nagement der Veranstaltungen in unserer
Stadt. Wir erinnern in dem Zusammenhang
an unseren Antrag vom 2. Juli 2012, Vorla-
gennummer 309/12, wo wir die Verwaltung
beauftragen, unmittelbar nach der Sommer-

pause mit den Vorständen der Ludwigsbur-
ger Vereine, die sich am Marktplatzfest und
an Stadtteilfesten beteiligen, zu sprechen,
um die weitere Entwicklung des Markt-
platzfestes und der Stadtteilfeste zu bera-
ten. Wir hören immer wieder, dass es zahlrei-
che zusätzliche Belastungen für die Festver-
anstalter gibt, nicht nur durch externe, son-
dern auch durch höhere Auflagen der Stadt.
Wir halten diese Feste, die mit großem Enga-
gement von vielen ehrenamtlichen Helfern
organisiert werden, für wichtige Veranstal-
tungen für das bürgerschaftliche Miteinan-
der. Wir sind deshalb der Meinung, dass eine
frühzeitige Diskussion mit den Beteiligten
angestoßen werden muss, um auch künftig
diese Vereinsfeste in Ludwigsburg zu erhal-
ten.
Die Umlagen an Kreis und Region sind 2013
moderat. Der Landkreis hat die Kreisumlage
von 36,5 auf 33 Punkte gesenkt. Trotzdem
steigt durch die guten Steuereinnahmen die
Zuweisung von der Stadt an den Landkreis
an. Die Regionalumlage sinkt sogar von
475.000 auf 460.000 Euro. Ich möchte das
ausdrücklich erwähnen, denn wenn die Um-
lagen steigen, wird das meistens kritisiert.
Wenn sie einmal sinken, sollte man das posi-
tiv erwähnen.
Eine große Entlastung für den Stadthaushalt
bringt auch die Grundsicherung im Alter, die
von der sehr kommunalfreundlichen Poli-
tik der Bundesregierung vor zwei Jahren
beschlossen wurde. Die Landkreise bekom-
men hier jedes Jahr mehr Mittel. Das Geld
vom Bund spart uns nächstes Jahr zwei
Punkte Kreisumlage ein. Wäre das nicht,
müssten wir 2,3 Millionen Euro mehr an den
Landkreis überweisen, also eine deutliche
Einsparung in diesem Bereich. Wir bekom-
men auch vom Land mehr Mittel, allerdings
ist der Unterschied der, dass das Land die

Die CDU-Gemeindratsfraktion vor dem

Ludwigsburger Rathaus
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Kommunen finanziell besser ausstattet und
dafür mächtig Schulden macht, während der
Bund bei sinkender Neuverschuldung sich
kommunalfreundlich verhält.
Die Verwaltung hat im Haushaltsentwurf die
Steigerung des Gemeindeanteils an der
Einkommenssteuer geringer veranschlagt,
als von Bund und Land empfohlen. In den
Jahren 2013 bis 2015 sind das zusammen 5,6
Millionen Euro weniger als der entsprechen-
de Erlass des Finanzministeriums vorsieht.
Das ist eine vorsichtige Veranschlagung.
Sollten die Einnahmen allerdings tatsächlich
so eingehen, wie von Bund und Land erwar-
tet, gehen wir davon aus, dass mit diesen
Mitteln die Rücklagenentnahme reduziert
wird und nicht zusätzliche Maßnahmen be-
schlossen werden. 
Die globale Minderausgabe ist im nächsten
Jahr wieder im Haushalt enthalten, mit einer
Million Euro. Wir sind hier der Meinung, dass
das eine Obergrenze darstellt. Die in der Fi-
nanzplanung vorgesehene Erhöhung der
globalen Minderausgabe in den nächsten
Jahren halten wir für falsch. Wir fordern die
Verwaltung auf, dass sie sehr bald diese Mil-
lion konkretisiert. Wir wollen hier Transpa-
renz haben, damit man auch weiß, wo diese
globale Minderausgabe konkret erbracht
wird. 
Einen weiteren Antrag haben wir einge-
bracht zum Vermessungswesen. Hier gehen
die Einnahmen zurück und die Personalaus-
gaben steigen. Wir haben einen Antrag zur
Breitbandversorgung in Ludwigsburg ein-
gereicht. Hier gibt die Stadt Zuschüsse. Wir
wollen wissen, nach welchen Kriterien die
verteilt werden. Wir halten das für einen
wichtigen Standortfaktor.
Wir halten weitere Gewerbeflächen in Lud-
wigsburg für notwendig, die für Mittelstand
und Handwerk wichtig sind und für die Ar-

beitnehmer in unserer Stadt. Wenn Wohnen
und Arbeiten in der gleichen Stadt möglich
ist, spart das Kilometer ein, egal ob auf der
Straße oder auf der Schiene. Auch bei den
Wohnbauflächen müssen wir weiterhin Flä-
chen ausweisen, damit wir unsere öffentli-
chen Einrichtungen auch entsprechend aus-
lasten können und weiterhin eine gesunde
Altersmischung der Einwohnerschaft haben. 
Für uns ist weiter die Entwicklung in der
Oststadt wichtig, vom Berliner Platz bis Oß-
weil. Wir gehen davon aus, dass die Verwal-
tung bald ihre Vorstellungen uns und damit
der Öffentlichkeit vorstellt wie es weiter-
geht, damit wir inhaltlich, zeitlich und finan-
ziell planen können wie es für Wohnen,
Sport und mit der Oststadthalle konkret in
der Oststadt weiter geht.
Nun zum Thema Steuern. Die Verwaltung
schlägt vor, Steuererhöhungen für das näch-
ste Jahr bei der Grundsteuer und bei der Ge-
werbesteuer. Wir haben in den letzten Jah-
ren immer gesagt, in erster Linie muss die
Verwaltung sparen. Wir sind der Meinung
dass vor allem im Verwaltungshaushalt in
den letzten Jahren hier in Ludwigsburg in
vorbildlicher Weise gespart worden ist. Eine
Steuererhöhung, insbesondere eine Gewer-
besteuererhöhung, ist nie gut. Aber wir ha-
ben seit 15 Haushaltsjahren keine Erhöhung.
Die letzte Erhöhung war für das Haushalts-
jahr 1998. Wir haben 2001 die Gewerbesteu-
er gesenkt. Wir haben dreimal die vom Ober-
bürgermeister ins Gespräch gebrachte Erhö-
hung der Gewerbesteuer abgelehnt. Ob-
wohl wir derzeit Mehreinnahmen durch die
gute Konjunktur zu verzeichnen haben, sind
wir in der Fraktion mehrheitlich der Mei-
nung, dass wir in schlechten Zeiten die Be-
triebe nicht durch eine zusätzliche Gewerbe-
steuererhöhung belasten sollten. Das haben
wir in der Vergangenheit auch nicht getan.

Aber in der jetzigen Zeit nach 15 Jahren hal-
ten wir eine Gewerbesteuererhöhung mehr-
heitlich für richtig, ebenso die Erhöhung der
beiden Grundsteuern. Wir würden es aller-
dings sehr begrüßen, wenn die Gewerbe-
steuer dann wieder auf lange Zeit stabil
bleibt. Eine Erhöhung ist auch deshalb rich-
tig und sinnvoll für die Mehrheit unserer
Fraktion, weil wir zahlreiche neue Aufgaben
in den letzten 15 Jahren bekommen haben.
Allein Bildung und Betreuung hat sich ver-
mehrfacht. Wir haben für unter Dreijährige
qualifizierte Angebote, die es vor 15 Jahren
kaum gab. Wir finanzieren Schulsozialarbeit
und zahlreiche andere Dinge. Auch das
kommt der Wirtschaft in der Stadt Ludwigs-
burg zu Gute.
Abschließend möchte ich noch betonen,
Sport und Kultur werden in der Stadt gut
gefördert und unterstützt. Wir haben eine
gute Senioren- und Jugendarbeit. Viele Mi-
granten sind gut integriert. Eine engagierte
Bürgerschaft beteiligt sich in vielfältigen
Formen der Bürgerbeteiligung wie der Zu-
kunftskonferenz, in Vereinen und ehrenamt-
lichen Initiativen. Es muss allerdings auch
klar sein, dass nicht alles Wünschenswerte
sofort zu verwirklichen ist. Wir müssen dann
auch entsprechende Prioritäten setzen.
Der Haushaltsplan 2013 ist von der Verwal-
tung mit sehr guten Erläuterungen aufge-
stellt worden. Hier hat sich vieles verbessert
im Vergleich zu den letzten Jahren. Nächstes
Jahr werden wir den ersten Haushalt nach
der Doppik haben. Das ist für Verwaltung
und Gemeinderat eine große Herausforde-
rung. Wir werden uns der stellen. 
Ich möchte den Steuerzahlern und allen en-
gagierten Bürgerinnen und Bürgern für Ihr
Engagement danken. Ludwigsburg ist und
bleibt eine Vorbildstadt, nicht nur im Kreis,
sondern auch darüber hinaus.                       <<<

Roland
KROMER

Frank
REBHOLZ

Elke
KREISER

Reinhold
NOZ

Klaus
HERRMANN
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A N T R A G
Reduzierung des Ansatzes
Bahnhof der Zukunft
Die Haushaltsposition 2.79200108 Bahn-
hof der Zukunft wird von 250.000 Euro um
200.000 Euro auf 50.000 Euro reduziert.

Begründung:
Es gibt noch kein Konzept und keinen Be-
schluß für Aktivitäten am Ludwigsburger
Bahnhof. Somit besteht auch keine Not-
wendigkeit einen Betrag von 250.000 Euro
dafür einzuplanen. Eine Planungsrate von
50.000 Euro ist ausreichend um entspre-
chende Konzepte auszuarbeiten und zur
Beschlussreife zu bringen.
Klaus Herrmann, Fraktionsvorsitzender
Reinhold Noz, Stadtrat

A N T R A G
Stellplatzgebühren für 
Mitarbeiter auf städtischen
Parkplätzen
Nach der Beschlussfassung über das Park-
raumkonzept Oststadt ist zu überprüfen,
ob die Gebühren für Stellplätze in der In-
nenstadt, die im Eigentum der Stadt Lud-
wigsburg sind, für Lehrer und städtische
Mitarbeiter sowie Mitarbeiten von Gewer-
bebetrieben vergleichbar sind.

Betroffene Finanzposition: 
1.0200.1 420.00 (Seite 22 gelb).

Begründung:
Das Beschäftigtenticket in der Oststadt ko-
stet künftig 25€/Monat, die Benutzer ha-

ben keinen gesicherten Parkplatz. Der ein-
geschränkte Mitarbeitertarif (von Montag-
Freitag 06.30 – 19.00 Uhr)bei der PAG liegt
deutlich über 25,00€/pro Monat, die Be-
nutzer haben einen gesicherten Parkplatz.
Die Mitarbeiterstellplätze bei der Stadt ko-
sten 25€/pro Monat, ein gesicherter Park-
platz ist hier ebenfalls gegeben.
Die Gleichbehandlung von Angestellten
der Innenstadthändler und dem öffentli-
chen Dienst ist dringend erforderlich.
Klaus Herrmann, Fraktionsvorsitzender
Elke Kreiser, Stadträtin
Dr. Ingo Schwytz, Stadtrat

A N T R A G
Sperrvermerk bei energeti-
scher Gebäudesanierung
Die Mittel für die energetische Gebäude-
sanierung Haushaltsposition 60110002
Pos 9440 mit einer Höhe von 255.000 Euro
für das Jahr 2013 wird mit einem Sperrver-
merk versehen. Die Mittel werden erst
dann freigegeben, wenn ein Nachweis er-
bracht wird, dass eine Amortisation für
das eingesetzte Kapital stattfindet.

Begründung:
Energetische Gebäudesanierungen sind
nur dann sinnvoll, wenn durch diese Maß-
nahmen Einsparungen erfolgen, die in ei-
ner gewissen Zeit das eingesetzte Kapital
amortisieren. Entsprechend ist auch bei
den Mitteln zu verfahren, die in der Fi-
nanzplanung ab 2014 mit jeweils 400.000
Euro angesetzt sind.
Klaus Herrmann, Fraktionsvorsitzender
Reinhold Noz, Stadtrat

A N T R A G
Aufgabenschwerpunkte im
Verwaltungshaushalt nach
Fachbereichen aufführen
Bei der Darstellung der Aufgabenschwer-
punkte in den einzelnen Unterabschnitten
der Fachbereiche sollten wo möglich mess-
bare Ziele mit Kennzahlen/Indikatoren der
Zielerreichung für das kommende HH-Jahr
beschrieben werden. 
In einer weiteren Rubrik sollte eine Bewer-
tung der Jahresziele des Vorjahres vorge-
nommen werden, ob und wie das Ziel er-
reicht wurde
Ja:       Zielerreichungsdaten / Kennzahlen /

Indikatoren
Nein: Ursachen / Faktoren für die Nichter-

reichung
           Weiterverfolgung des Ziels oder Än-

derung des Ziels im neuen Jahr

Begründung:
2014 wird der Haushalt erstmals nach der
neuen doppischen Haushaltsführung auf-
gestellt. Die Erläuterungen im Haushalts-
plan sind in den letzten Jahren immer wie-
der erweitert und verbessert worden. Da-
zu gehört auch die Transparenz und Dar-
stellung der Aufgabenschwerpunkte und
Ziele. Sinnvoll wäre, die Zielerreichung/ -
nichterreichung begründet darzustellen.
Diese Information ist für die interne Fach-
bereichsführung, wie auch den Gemeinde-
rat  hilfreich. Übersichten dieser Art sind
ein wichtiger Teil des Qualitätsmanage-
mentsystems.
Klaus Herrmann, Fraktionsvorsitzender 
Elke Kreiser, Stadträtin 
Claus-Dieter Meyer, Stadtrat

ANTRÄGE DER CDU-FRAKTION

Rosina
KOPF

Ralf
SIEGMUND

Dr. Ingo
SCHWYTZ

Claus-Dieter
MEYER

Thomas
LUTZ
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A N T R A G
Breitbandversorgung 
in Ludwigsburg

Die Verwaltung berichtet über die Krite-
rien, nach denen Zuschüsse für die Verbes-
serung der Breitbandversorgung aus dem
städtischen Haushalt gewährt werden.

Begründung:
Im Vermögenshaushalt sind unter der
Haushaltsstelle 7911 60.000 € Beihilfe an
Breitbandversorger eingestellt. 2012 wa-
ren bereits 50.000 € für diesen Zweck ein-
gestellt. Hinzu kommen Zuschüsse des
Landes von jährlich 15.000 €. In verschie-
denen Bereichen der Stadt Ludwigsburg
ist die Breitbandversorgung unzureichend.
Das ist ein Standortnachteil für die Betrie-
be wie auch für Privatpersonen in der
Stadt. Der Gemeinderat sollte informiert
werden, nach welchen Kriterien die städti-
schen Mittel verteilt werden. 
Klaus Herrmann, Fraktionsvorsitzender
Thomas Lutz, Stadtrat
Claus-Dieter Meyer, Stadtrat
Frank Rebholz, Stadtrat

A N T R A G
Vermessungswesen

Die Verwaltung berichtet über die Ent-
wicklung des Zuschussbedarfs beim Ver-
messungswesen unter Haushaltsstelle
6120 und zeigt Maßnahmen auf, den stetig
steigenden Zuschussbedarf zu reduzieren.

Begründung:
Die Gebühreneinnahmen beim Vermes-
sungswesen gehen  zurück, während die
Personalausgaben steigen. Hier sind recht-

zeitig Maßnahmen zur Reduzierung des
jährlichen Zuschussbedarfs zu treffen.
Klaus Herrmann, Fraktionsvorsitzender
Frank Rebholz, Stadtrat
Dr. Ingo Schwytz, Stadtrat

A N T R A G
Vereinsfeste 

Die Verwaltung wird beauftragt unmittel-
bar nach der Sommerpause mit den Vor-
ständen der Ludwigsburger Vereine, die
sich am Marktplatzfest bzw. an Stadtteilfe-
sten beteiligen, über die weitere Entwick-
lung des Marktplatzfestes und der Stadt-
teilfeste zu beraten. 

Begründung: 
Neben dem Marktplatzfest gibt es In Lud-
wigsburg zahlreiche Stadtteilfeste, die er-
halten und fortentwickelt werden müssen.
Diese Feste werden mit großem Engage-
ment von vielen ehrenamtlichen Helfern
organisiert. Das Marktplatzfest als Veran-
staltung für die Gesamtstadt, wie auch die
Traditionsfeste in allen Stadtteilen sind
wichtige Veranstaltungen für das bürger-
schaftliche Miteinander. Für die Vereine
sind diese Feste eine gute Möglichkeit sich
darzustellen und für die Vereinsarbeit not-
wendige Einnahmen zu erhalten. 
In den letzten Jahren sind für die Veranstal-
ter dieser Feste zusätzliche Belastungen zu
verzeichnen, verursacht durch höhere Auf-
lagen der Stadt, dem Wirtschaftskontroll-
dienst (WKD) und anderen Institutionen.
Durch höhere Umlagen steigen die Fixko-
sten, die bei schlechtem Wetter gleich hoch
sind wie bei gutem Wetter. Durch das Un-
wetter beim diesjährigen Marktplatzfest ist
eine besondere Situation entstanden. 

Manche Feste können fast nicht mehr or-
ganisiert werden, andere werden mit städ-
tischer Unterstützung weitergeführt oder
müssen von kommerziellen Veranstaltern
durchgeführt werden. 
Wir wollen mit dem Antrag eine frühzeiti-
ge Diskussion mit den Beteiligten ansto-
ßen, was unternommen werden muss, um
auch zukünftig Vereinsfeste in Ludwigs-
burg zu erhalten. 
Klaus Herrmann, Fraktionsvorsitzender
Thomas Lutz, Stadtrat
Reinhold Noz, Stadtrat
Dr. Ingo Schwytz, Stadtrat 

A N T R A G 
Integrierte 
Feuerwehr-Leitstelle 
Die Verwaltung wird beauftragt zu prüfen,
ob für die Umsetzung der Integrierten
Leitstelle in der Feuerwache der Stadt Lud-
wigsburg die Variante 2 (Aufstockung auf
der Fahrzeughalle) für die Stadt Ludwigs-
burg sachgerechter ist. Die dadurch ent-
stehenden Mehrkosten sind von der Stadt
Ludwigsburg aufzubringen. 

Begründung: 
Mit Beschluss vom 27.06.2012 hat der Ge-
meinderat der Vorlage 234/12 über das An-
gebot zur Realisierung der Integrierten
Leitstelle in den Räumlichkeiten der Feuer-
wache zugestimmt. Den beiden Kostenträ-
gern (Landkreis und Krankenkassen) wur-
den dabei zwei Varianten angeboten. Bei
der Variante 1 erfolgt ein Umbau innerhalb
der bestehenden Feuerwache, bei Variante
2 eine Aufstockung auf der Fahrzeughalle. 
Durch Beschluss des Kreistages wurde am
20.07.2012 das Angebot der Stadt Ludwigs-

Startseite http://www.marktplatzfest-lb.de/

QR-Code Hartenecker Höhe
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burg angenommen und gleichzeitig eine
Finanzierung, die der Variante 1 entspricht,
gewählt. 
Die Neubauvariante (Variante 2) würde al-
lerdings die Chancen auch für eine mögli-
che zukünftige regionale Integrierte Leit-
stelle verbessern. Zudem wären die inter-
nen Abläufe besser voneinander zu tren-

nen. Gleichzeitig würden Raumreserven,
die derzeitigen Wohnungen, weiter erhal-
ten bleiben. 
Daher beantragt die CDU-Fraktion eine
Prüfung, ob die Variante 2 für die Stadt
Ludwigsburg sachgerechter ist. Die zusätz-
lich erforderlichen investiven Kosten für
die Realisierung der Variante 2 müssten

dann von der Stadt aufgebracht werden.
An der Kostenbeteiligung für die Träger
der Integrierten Leitstelle würde sich hier-
durch nichts ändern. Der Zeitplan müsste
weiter eingehalten werden. 
Klaus Herrmann, Fraktionsvorsitzender
Reinhold Noz, Stadtrat
Thomas Lutz, Stadtrat                                   <<<

„Die Hartenecker Höhe entwickelt sich zu
einem attraktiven Wohngebiet“, sagt der
Ludwigsburger Landtagsabgeordnete und
Fraktionsvorsitzende im Gemeinderat,
Klaus Herrmann, zu Beginn des diesjähri-
gen Rundgangs der CDU Ludwigsburg in
Oßweil, „das Gebiet und deren Einwohner
werden sich gut in den bestehenden Stadt-
teile Oßweil und das Schlößlesfeld einfü-
gen.“ 
Dem Stadtteilgespräch ging ein Rundgang
durch die Hartenecker Höhe voraus, bei
dem der Projektleiter der Stadtverwal-
tung, Peter Fazekas, die Baumaßnahmen
erläuterte. Noch verändert sich die Har-
tenecker Höhe nahezu täglich, 2014 soll
die Aufsiedlung des Gebiets abgeschlos-
sen sein. Dann werden über 1.600 Einwoh-
ner dort wohnen. CDU Stadtverbandsvor-
sitzender Maik Stefan Braumann, der 2004
und 2005 am Planungsworkshop der ehe-
maligen Flakkaserne teilgenommen hat,
unterstreicht die Bedeutung der unter-
schiedlichen Bautypen sowie der soge-
nannten Baugruppen: „Mietswohnungen,
Eigentumswohnungen, freistehende Einfa-
milienhäuser Reihenhäuser aber auch Bau-

gruppen sorgen für eine gute soziale
Durchmischung und für funktionierende
Nachbarschaften. Genau diese Vielfalt war
der Wunsch der damaligen Workshop-Teil-
nehmer.“ 
Auch in anderen Bereichen setzt das
Wohngebiet Maßstäbe. Der Oßweiler
Stadtrat Ralf Siegmund lobte das energeti-
sche Konzept der Hartenecker Höhe: „Ne-
ben höchsten energetischen Standards bei
den Gebäuden leistet die zentrale Fern-
wärmeversorgung durch die Stadtwerke
Ludwigsburg einen Beitrag zum aktiven
Klimaschutz“. 

Spezielle Angebote
für Jugendliche in
Oßweil notwendig 
Im Anschluss an den
Rundgang besuchte die
Gruppe das Kinder- und
Familienzentrum „Harten-
ecker Höhe“. „Die Räum-
lichkeiten im Kinder- und
Familienzentrum sind die
Voraussetzung für eine

optimale Betreuung sowohl bei den unter
Dreijährigen als auch bei den Kindergar-
tenkindern“, stellt Klaus Herrmann nach
der Besichtigung fest. Im Gespräch mit
den Bürgerinnen und Bürgern offenbarte
sich allerdings auch ein Manko, das sowohl
die Hartenecker Höhe als auch den gesam-
ten Stadtteil Oßweil betrifft. „Es fehlt hier
an Orten, an denen sich speziell unsere Ju-
gendlichen aufhalten können“, sagt Stadt-
rat Thomas Lutz. Die CDU-Fraktion will
dieses Problem im Gemeinderat themati-
sieren.                                                               <<<

HARTENECKER HÖHE WIRD EIN ATTRAKTIVES WOHNGEBIET 
Rundgang und Stadtteilgespräch der CDU Ludwigsburg in Oßweil mit Schwerpunkt Hartenecker Höhe 

Die Gruppe am Eingansbereich des zukünftigen Ladens

des Cafe Luckscheiter.

Der Projektmanager, Peter Fazekas (Mitte), erklärt die

Baumaßnahmen.



MdB Steffen Bilger (links) mit dem MIT-Vorsitzenden C

Armin Maschke.
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„Der bevorstehende Kauf von unsanierten
Wohnungen in Grünbühl durch die Stadt
Ludwigsburg, die der Bundesanstalt für
Immobilienaufgaben gehören, wird dazu
führen, dass es mit dem Stadtteil weiter
aufwärts geht“, sagt der Ludwigsburger
Landtagsabgeordnete und CDU Fraktions-
vorsitzende im Gemeinderat, Klaus Herr-
mann, beim diesjährigen Stadtteilge-
spräch in Grünbühl, „jetzt kommt es dar-
auf an, gemeinsam mit den bisherigen Be-
wohnern der BiMA-Wohnungen und den
Bürgern im Stadtteil die richtigen Weichen
für die Zukunft zu stellen.“ 
Zum Stadtteilgespräch waren zahlreiche
Bewohner der Wohnungen sowie interes-
sierte Bürgerinnen und Bürger aus Grün-
bühl gekommen, um über die Perspektiven
des Stadtteils zu diskutieren. Als Ergebnis
des intensiven Dialogs fasste Klaus Herr-
mann für die CDU Fraktion fünf wün-
schenswerte Punkte in Bezug auf den Kauf
der Wohnungen zusammen. 

CDU: Fünf Punkte für die 
Zukunft des BiMA-Areals 

•    Erstens sollte die Verwaltung noch in
diesem Jahr direkt nach Abschluss des

Kaufvertrages zu der bereits vorgese-
henen Bürgerversammlung nach Grün-
bühl einladen und die Bürgerinnen und
Bürger über die Planungen informieren. 

•    Zweitens sollte es auf dem Areal künf-
tig in einer Durchmischung Neubau-
wohnungen für junge Familien, einfa-
che Wohnungen sowie Sozialwohnun-
gen geben. „Eine Durchmischung der
Wohnungsarten wirkt sich positiv auf
für Grünbühl besonders drängende
Probleme wie den demographischen
Wandel aus“, sagt CDU Stadteilaus-
schussmitglied Gerhard Schroth.

•    Drittens soll kein bisheriger Bewohner
der BiMA-Wohnungen zwangsweise die
Wohnungen verlassen müssen. „Einzel-
gespräche mit jedem Mieter sind erfor-
derlich, notfalls muss die Neustruktu-
rierung zeitlich gestreckt werden“, sagt
die für Grünbühl zuständige Stadträtin
Rosina Kopf. 

•    Viertens sollen die für Grünbühl cha-
rakteristischen Grünflächen erhalten
werden und die verpachteten Gärten
am südlichen Stadtrand als solche er-
halten bleiben. 

•    Fünftens sollte geprüft werden, ob in
dem Gebiet ein Pflegeheim errichtet

werden kann. „Mit der Errichtung von
kleineren dezentralen Pflegeeinrich-
tungen haben wir in anderen Stadttei-
len wie in Neckarweihingen oder Pop-
penweiler positive Erfahrungen ge-
macht“, stellt Klaus Herrmann fest. 

Erfolgreiche Maßnahmen 
des Bund-Länder-Programms
„Soziale Stadt“ 
Die Neustrukturierung der BiMA-Wohnun-
gen könne eine Reihe von erfolgreichen
Maßnahmen für Grünbühl-Sonnenberg
fortführen, so Rosina Kopf. Hierzu zähle die
CDU Fraktion den Erhalt des Grundschul-
standorts Eichendorffschule als Ganztags-
schule, die Verbesserungen bei der Nahver-
sorgung, die Einrichtung des Bürgertreffs,
des Kinder- und Familienzentrums, das
Mehrgenerationenhaus sowie der Mittags-
tisch. Viele dieser Einrichtungen und Maß-
nahmen konnten durch das Bund-Länder-
Programm „Soziale Stadt“ ermöglicht wer-
den und sollten fortgeführt werden. 

Kreisverkehr Aldinger-/ 
Donaustraße soll rasch 
begonnen werden 
„Der dringend notwenige Bau eines Kreis-
verkehrs an der Aldinger-/ Donaustraße
muss rasch begonnen werden“, forderte
CDU Stadteilausschussmitglied Gerhard
Schroth. „Im Haushalt sind die erforderli-
chen Mittel veranschlagt, der Entwurfsbe-
schluss werde in Kürze im Gemeinderat
gefasst“, erklärte Klaus Herrmann.

STADTTEILGESPRÄCH DER CDU IN GRÜNBÜHL 
Kauf der BiMA-Wohnungen durch die Wohnbau Ludwigsburg bringt Chancen für Grünbühl 
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CDU für den Erhalt des Grundschulstandorts Eichen-

dorffschule                                       (Bild: Eichendorffschule)

QR-Code Grünbühl


